22. DEZEMBER 2023 - Programmgesetz


(- Art. 5 bis 40 und 43 bis 45: Belgisches Staatsblatt vom 17. Dezember 2024,
-  Art. 58 bis 62, 72 bis 78 und 82 bis 87: Belgisches Staatsblatt vom 18. Dezember 2025,
- Art. 88 bis 93, 100 bis 102, 157, 158, 179 bis 187: Belgisches Staatsblatt vom 23. Dezember 2025,
- Art. 188: Belgisches Staatsblatt vom 18. Dezember 2025,
- Art. 189 bis 194: Belgisches Staatsblatt vom 23. Dezember 2025).


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

- den Entscheid Nr. 8/2025 des Verfassungsgerichtshofs vom 30. Januar 2025 (Belgisches Staatsblatt vom 28. Februar 2025),

- den Entscheid Nr. 66/2025 des Verfassungsgerichtshofs vom 24. April 2025 (Belgisches Staatsblatt vom 26. Mai 2025),

- den Entscheid Nr. 86/2025 des Verfassungsgerichtshofes vom 12. Juni 2025 (Belgisches Staatsblatt vom 14. Juli 2025).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST KANZLEI DES PREMIERMINISTERS


22. DEZEMBER 2023 - Programmgesetz


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


TITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


TITEL 2 - Finanzen


(…)


KAPITEL 2 - Abänderung des Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebührengesetzbuches in Bezug auf Begründungen und Abtretungen von Erbpacht- und Erbbaurechten


Art. 5 - In Artikel 83 Absatz 1 Nr. 3 des Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebührengesetzbuches, eingefügt durch das Programmgesetz vom 28. Juni 2013, werden die Wörter "2 Prozent" durch die Wörter "5 Prozent" ersetzt.


Art. 6 - Artikel 5 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.




KAPITEL 3 - Abänderungen in Bezug auf die Einkommensteuern


Abschnitt 1 - Flexi-Jobs


Art. 7 - Artikel 38 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. November 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 Absatz 1 Nr. 29 werden zwischen den Wörtern "im Bereich Soziales erwähnt" und den Wörtern "gezahlt oder zuerkannt werden" die Wörter "für Leistungen von Arbeitnehmern, die in Artikel 2 § 1 Absatz 1 bis 5 des vorerwähnten Gesetzes erwähnt sind," eingefügt.

2. In § 1 Absatz 1 Nr. 29 werden die Wörter "25 Prozent" durch die Wörter "28 Prozent" ersetzt.

3. Paragraph 1 Absatz 1 Nr. 29 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Ist der Arbeitnehmer kein Pensionierter wie in Artikel 3 Nr. 7 des vorerwähnten Gesetzes vom 16. November 2015 erwähnt, ist vorliegende Steuerbefreiung jedoch nur auf 12.000 EUR pro Besteuerungszeitraum anwendbar,".

4. Ein § 5/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

"§ 5/1 - Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die in § 1 Absatz 1 Nr. 29 erwähnte Steuerbefreiung auf Entlohnungen für Leistungen anwendbar machen, die von Arbeitnehmern erbracht werden, die in Anwendung von Artikel 2 § 1 Absatz 6 bis 8 und § 2 des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales in den Anwendungsbereich der in Kapitel 2 desselben Gesetzes erwähnten Flexi-Job-Regelung fallen.

	Der König reicht bei der Abgeordnetenkammer, wenn sie versammelt ist, unverzüglich und sonst, sobald die nächste Sitzungsperiode eröffnet ist, einen Gesetzentwurf ein zur Bestätigung der Erlasse zur Ausführung von Absatz 1. Es wird davon ausgegangen, dass diese Erlasse nicht wirksam geworden sind, wenn sie nicht binnen zwölf Monaten nach dem Datum ihrer Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt durch Gesetz bestätigt worden sind."


Art. 8 - In Artikel 129/1 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017 und zuletzt abgeändert durch das Programmgesetz vom 26. Dezember 2022, werden die Wörter "38 § 1 Absatz 1 Nr. 9 Buchstabe c), Nr. 14 Buchstabe a) und Nr. 17" durch die Wörter "38 § 1 Absatz 1 Nr. 9 Buchstabe c), Nr. 14 Buchstabe a), Nr. 17 und Nr. 29" ersetzt.


Art. 9 - Artikel 171/1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 26. Dezember 2015 und aufgehoben durch das Gesetz vom 25. Dezember 2016, wird mit folgendem Wortlaut wieder aufgenommen:

"Art. 171/1 - Artikel 171 ist nicht auf Entlohnungen anwendbar, die in Ausführung eines Flexi-Job-Arbeitsvertrags wie in Artikel 3 Nr. 4 des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales erwähnt gezahlt oder zuerkannt werden, die aber nicht in Anwendung von Artikel 38 § 1 Absatz 1 Nr. 29 steuerfrei sind, weil sie den in derselben Bestimmung vorgesehenen Höchstbetrag überschreiten."


Art. 10 - In Artikel 178 § 5 Nr. 1 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2009, werden die Wörter "in Artikel 38/1" durch die Wörter "in den Artikeln 38 § 1 Absatz 1 Nr. 29 und 38/1" ersetzt.


Art. 11 - Artikel 7 Nr. 1 und 2 ist auf die ab dem 1. Januar 2024 zuerkannten Entlohnungen anwendbar.

Die Artikel 7 Nr. 3, 8, 9 und 10 sind ab dem Steuerjahr 2025 anwendbar.


Abschnitt 2 - Anpassungen der Artikel 54 und 344 § 2 des EStGB 92 infolge des SIAT-Urteils


Art. 12 - Artikel 54 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2015, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 54 ­ § 1 ­ Zinsen, in Artikel 90 Absatz 1 Nr. 11 erwähnte Entschädigungen, die als Ausgleich für diese Zinsen gezahlt werden, Vergütungen für die Einräumung der Nutzung von Erfindungspatenten, Herstellungsverfahren und anderen ähnlichen Rechten oder Entlohnungen für Leistungen oder Dienstleistungen gelten nicht als Werbungskosten, wenn sie direkt oder indirekt einem in Artikel 227 erwähnten Steuerpflichtigen oder einer ausländischen Niederlassung gezahlt oder zuerkannt werden, denen gegenüber der in Belgien ansässige Steuerpflichtige sich direkt oder indirekt in einem Verhältnis gegenseitiger Abhängigkeit befindet und die aufgrund der Rechtsvorschriften des Landes, in dem sie ansässig sind, dort keiner Einkommensteuer oder für die betreffenden Einkünfte einem erheblich vorteilhafteren Besteuerungssystem unterliegen als dem, dem diese Einkünfte in Belgien unterliegen.

§ 2 - Paragraph 1 ist nicht anwendbar, wenn der Steuerpflichtige nachweist, dass das Geschäft mit einem Unternehmen getätigt wird, das einer tatsächlichen Einkommensteuer unterliegt, die mindestens der Hälfte der Einkommensteuer entspricht, die geschuldet würde, wenn dieses Unternehmen in Belgien ansässig wäre.

§ 3 - Paragraph 1 ist nicht anwendbar, wenn der Steuerpflichtige durch jegliches Beweismittel außer dem Eid nachweist, dass die Zahlung Teil eines authentischen Geschäfts ist in dem Sinne, dass sie aus triftigen wirtschaftlichen Gründen getätigt wurde, die die wirtschaftliche Realität widerspiegeln."


Art. 13 - Artikel 344 § 2 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Programmgesetz vom 26. Dezember 2022, wird wie folgt ersetzt:

"§ 2 - Der mit der Festlegung der Einkommensteuern beauftragten Verwaltung kann ebenfalls nicht entgegengehalten werden der Verkauf, die Übertragung oder die Einbringung von Aktien, Schuldverschreibungen, Forderungen oder anderen Wertpapieren, die Anleihen darstellen, von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, Erfindungspatenten, Herstellungsverfahren, Herstellerzeichen oder Handelsmarken oder anderen ähnlichen Rechten oder von Geldsummen, sei es direkt oder indirekt, zugunsten eines in Artikel 227 erwähnten Steuerpflichtigen oder einer ausländischen Niederlassung, denen gegenüber der in Belgien ansässige Steuerpflichtige sich direkt oder indirekt in einem Verhältnis gegenseitiger Abhängigkeit befindet und die aufgrund der Rechtsvorschriften des Landes, in dem sie ansässig sind, dort keiner Einkommensteuer oder für Einkünfte aus veräußerten Gütern und Rechten einem erheblich vorteilhafteren Besteuerungssystem unterliegen als dem, dem ähnliche Einkünfte in Belgien unterliegen.

Absatz 1 ist nicht anwendbar, wenn der Steuerpflichtige nachweist, dass das Geschäft mit einem Unternehmen getätigt wird, das einer tatsächlichen Einkommensteuer unterliegt, die mindestens der Hälfte der Einkommensteuer entspricht, die geschuldet würde, wenn dieses Unternehmen in Belgien ansässig wäre.

Absatz 1 ist nicht anwendbar, wenn der Steuerpflichtige durch jegliches Beweismittel außer dem Eid nachweist, dass das Geschäft Teil eines authentischen Geschäfts ist in dem Sinne, dass es aus triftigen wirtschaftlichen Gründen getätigt wurde, die die wirtschaftliche Realität widerspiegeln."


Art. 14 - Artikel 12 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft und ist auf die ab dem 1. Januar 2024 gezahlten oder zuerkannten Beträge anwendbar.

Artikel 13 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft und ist auf Geschäfte anwendbar, die ab dem 1. Januar 2024 durchgeführt werden.


Abschnitt 3 - Spezialisierte Immobilieninvestmentfonds


Art. 15 - Artikel 219quinquies desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017 und widerrufen durch das Gesetz vom 13. April 2019, wird wie folgt wieder aufgenommen:

"Art. 219quinquies - § 1 ­ Eine getrennte Steuer von 10 Prozent wird festgelegt in Bezug auf:

- Summen, die bei einem in den Artikeln 210 § 1 Nr. 6 und 211 § 1 Absatz 6 erwähnten Vorgang steuerpflichtig sind,

- Summen, die bei einem in Artikel 46 § 1 Absatz 2 erwähnten Vorgang steuerpflichtig sind, oder einen Mehrwert, der verwirklicht wird bei einer ausschließlich durch neue Aktien oder Anteile vergüteten Einbringung eines unbeweglichen Gutes in eine beim FÖD Finanzen im Verzeichnis der spezialisierten Immobilieninvestmentfonds eingetragene Gesellschaft.

§ 2 - Die in § 1 erwähnte Steuer wird nur festgelegt, sofern der in Artikel 217 Absatz 1 Nr. 1 erwähnte Satz angewandt wurde und wenn:

- in den in § 1 erster Gedankenstrich erwähnten Fällen der spezialisierte Immobilieninvestmentfonds, der an den in dieser Bestimmung erwähnten Vorgängen beteiligt war, ab dem Datum seiner Eintragung beim FÖD Finanzen in das Verzeichnis der spezialisierten Immobilieninvestmentfonds nicht während eines Zeitraums von mindestens fünf Jahren ununterbrochen eingetragen geblieben ist oder

- in den in § 1 zweiter Gedankenstrich erwähnten Fällen der Einbringer die im Umtausch für die Einbringung in den spezialisierten Immobilieninvestmentfonds erhaltenen Aktien oder Anteile ab dem Datum des Erwerbs dieser Aktien oder Anteile nicht während eines Zeitraums von mindestens fünf Jahren ununterbrochen gehalten hat.

§ 3 - Paragraph 1 ist für den Besteuerungszeitraum anwendbar, in dem der in § 2 erwähnte ununterbrochene Zeitraum nicht mehr eingehalten wird."


Art. 16 - Artikel 15 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft und ist in den Fällen anwendbar, in denen die Bedingung eines ununterbrochenen Zeitraums von mindestens fünf Jahren wie in Artikel 15 erwähnt ab dem 1. Januar 2024 nicht mehr eingehalten wird.


Abschnitt 4 - Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs als Ausgleich für die Erhöhung des Mindestlohns für Gelegenheitsarbeitnehmer im Obst- und Gemüsebau


Art. 17 - [...]

[Art. 17 für nichtig erklärt durch Entscheid Nr. 86/2025 des Verfassungsgerichtshofes vom 12. Juni 2025 (B.S. vom 14. Juli 2025)]


Art. 18 - [...]

[Art. 18 für nichtig erklärt durch Entscheid Nr. 86/2025 des Verfassungsgerichtshofes vom 12. Juni 2025 (B.S. vom 14. Juli 2025)]


Abschnitt 5 - Steuerlicher Arbeitsbonus


Art. 19 - Artikel 289ter/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juni 2011 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 31. Juli 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

"Die Steuergutschrift entspricht:

- 33,14 Prozent des Betrags von Teil A der Ermäßigung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge, die für die im Besteuerungszeitraum bezogenen Entlohnungen tatsächlich gewährt wird in Anwendung von Artikel 2 § 1/1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1999 zur Gewährung eines Arbeitsbonus an Lohnempfänger mit Niedriglöhnen und anderer Ermäßigungen der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge, und

- 52,54 Prozent des Betrags von Teil B der Ermäßigung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge, die für die im Besteuerungszeitraum bezogenen Entlohnungen tatsächlich gewährt wird in Anwendung von Artikel 2 § 1/2 des vorerwähnten Gesetzes vom 20. Dezember 1999."

2. In Absatz 3 wird der Betrag "570 EUR" durch den Betrag "710 EUR" ersetzt.

3. In Absatz 3 wird der Betrag "710 EUR" durch den Betrag "765 EUR" ersetzt.


Art. 20 - Artikel 19 Nr. 1 ist auf die ab dem 1. April 2024 gewährten Ermäßigungen der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge anwendbar.

Artikel 19 Nr. 2 ist ab dem Steuerjahr 2025 anwendbar.

Artikel 19 Nr. 3 ist ab dem Steuerjahr 2026 anwendbar.


Abschnitt 6 - CFC


Art. 21 - Vorliegender Abschnitt dient der Umsetzung der Artikel 7 und 8 der Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates vom 12. Juli 2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts.


Art. 22 - Artikel 185/2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, eingefügt durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017 und abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 185/2 - § 1 ­ Unbeschadet der Anwendung von Artikel 185 § 2 Buchstabe a) umfassen Gewinne ebenfalls die in § 2 beschriebenen nicht ausgeschütteten Gewinne der ausländischen Gesellschaft, der ausländischen Niederlassung dieser ausländischen Gesellschaft oder der ausländischen Niederlassung des Steuerpflichtigen, die in Anwendung von § 3 als beherrschte ausländische Gesellschaft oder CFC gilt, die nicht gemäß § 4 von der Anwendung des vorliegenden Artikels befreit sind, sofern diese nicht ausgeschütteten Gewinne durch die CFC in einem Besteuerungszeitraum erzielt wurden, der im Laufe des Besteuerungszeitraums des Steuerpflichtigen abgeschlossen wurde.

§ 2 - Die Gewinne einer ausländischen Gesellschaft oder einer ausländischen Niederlassung dieser ausländischen Gesellschaft, die in Anwendung von § 3 als CFC gilt, die nicht gemäß § 4 von der Anwendung des vorliegenden Artikels befreit sind und die beim Steuerpflichtigen besteuert werden, werden wie folgt festgelegt.

	Die Gewinne der ausländischen Gesellschaft oder der ausländischen Niederlassung dieser ausländischen Gesellschaft werden so festgelegt, als ob diese Gesellschaft oder diese Niederlassung in Belgien ansässig oder gelegen wäre. Gewinne, die einer belgischen Niederlassung oder einer in einem Drittland gelegenen Niederlassung zugerechnet werden und die aufgrund eines Abkommens in dem Land steuerfrei sind, in dem die ausländische Gesellschaft ansässig ist, werden bei der Festlegung der Gewinne der ausländischen Gesellschaft nicht berücksichtigt.

Erbringt der Steuerpflichtige den entsprechenden Nachweis, werden diese Gewinne dann mit einem Bruch multipliziert, dessen Zähler den Betrag der in Artikel 206/1 erwähnten Rücklagen, nicht zugelassenen Ausgaben und anderen Bestandteile des Ergebnisses umfasst, und dessen Nenner den Betrag der in Artikel 206/1 erwähnten Rücklagen, nicht zugelassenen Ausgaben und anderen Bestandteile des Ergebnisses und Dividenden umfasst. Bei der Bestimmung dieses Bruchs werden die Rücklagen, die nicht zugelassenen Ausgaben und anderen Bestandteile des Ergebnisses und die Dividenden, die einer in einem Drittland gelegenen Niederlassung zugerechnet werden, deren Gewinne aufgrund eines Abkommens in dem Land steuerfrei sind, in dem die ausländische Gesellschaft ansässig ist, nicht berücksichtigt. Falls bei der Bestimmung des Zählers die Summe der in Artikel 206/1 erwähnten Rücklagen, nicht zugelassenen Ausgaben und anderen Bestandteile des Ergebnisses negativ ist, gilt, dass dieser Bruch gleich null ist.

Erbringt der Steuerpflichtige den entsprechenden Nachweis, wird der nach Anwendung der vorhergehenden Absätze erhaltene Betrag dann mit einem Bruch multipliziert, dessen Nenner den Betrag der im Jahresabschluss vermerkten Einkünfte der ausländischen Gesellschaft oder der ausländischen Niederlassung umfasst, die im Besteuerungszeitraum erzielt wurden, mit Ausnahme der Einkünfte, die aufgrund eines Abkommens oder des vorliegenden Gesetzbuches steuerfrei sind, und dessen Zähler die Summe der folgenden Einkünfte umfasst, sofern diese nicht aufgrund eines Abkommens oder des vorliegenden Gesetzbuches steuerfrei sind:

- Zinsen oder sonstige Einkünfte, die gleichwertig mit Zinsen sind,

- Lizenzgebühren oder sonstige Einkünfte aus geistigem Eigentum,

- Dividenden und Einkünfte aus der Veräußerung von Aktien oder Anteilen, Schuldverschreibungen, Optionen und ähnlichen Wertpapieren,

- Einkünfte aus Vermietung oder aus operativem Leasing oder Finanzierungsleasing,

- Einkünfte aus Vermögensverwaltung, aus Anlagetätigkeiten, aus Tätigkeiten von Versicherungen und Banken und aus anderen finanziellen Tätigkeiten,

- Einkünfte aus Erwerb und Verkauf von Gütern und Dienstleistungen, denen durch die ausländische Gesellschaft oder die ausländische Niederlassung nur ein geringer oder kein wirtschaftlicher Wert hinzugefügt wird.

	Schließlich wird der nach Anwendung des vorhergehenden Absatzes erhaltene Betrag im Verhältnis zu dem höchsten der folgenden drei Prozentsätze begrenzt:

- dem Prozentsatz der Beteiligung, die der Steuerpflichtige unmittelbar an den Stimmrechten der ausländischen Gesellschaft hält, die als CFC gilt oder deren ausländische Niederlassung in Anwendung von § 3 als CFC gilt,

- dem Prozentsatz der Beteiligung, die der Steuerpflichtige unmittelbar am Kapital der ausländischen Gesellschaft hält, die in Anwendung von § 3 als CFC gilt oder deren ausländische Niederlassung in Anwendung von § 3 als CFC gilt,

- dem Prozentsatz der Gewinne der ausländischen Gesellschaft, die in Anwendung von § 3 als CFC gilt oder deren ausländische Niederlassung in Anwendung von § 3 als CFC gilt, auf die der Steuerpflichtige im Falle einer Ausschüttung unmittelbar Anspruch hat.

Die Gewinne einer ausländischen Niederlassung des Steuerpflichtigen, die in Anwendung von § 3 als CFC gilt, die nicht gemäß § 4 von der Anwendung des vorliegenden Artikels befreit sind und die beim Steuerpflichtigen besteuert werden, werden wie folgt festgelegt.

Die Gewinne der ausländischen Niederlassung des Steuerpflichtigen werden so festgelegt, als ob diese Niederlassung in Belgien gelegen wäre.

Erbringt der Steuerpflichtige den entsprechenden Nachweis, wird der nach Anwendung des vorhergehenden Absatzes erhaltene Betrag dann mit einem Bruch multipliziert, dessen Nenner den Betrag der im Jahresabschluss vermerkten Einkünfte der ausländischen Niederlassung umfasst, die im Besteuerungszeitraum erzielt wurden, mit Ausnahme der Einkünfte, die aufgrund des vorliegenden Gesetzbuches steuerfrei sind, und dessen Zähler die Summe der in Absatz 4 erster bis sechster Gedankenstrich erwähnten Einkünfte umfasst, sofern diese nicht aufgrund des vorliegenden Gesetzbuches steuerfrei sind.

§ 3 - Die ausländische Gesellschaft oder die ausländische Niederlassung dieser Gesellschaft gilt für die Anwendung des vorliegenden Artikels als CFC:

- wenn der Steuerpflichtige zusammen mit seinen verbundenen Unternehmen oder ohne sie die Mehrheit der Stimmrechte hält, die mit der Gesamtheit der Aktien oder Anteile dieser ausländischen Gesellschaft verbunden sind, oder zusammen mit seinen verbundenen Unternehmen eine Beteiligung von mindestens 50 Prozent des Kapitals dieser ausländischen Gesellschaft hält oder zusammen mit seinen verbundenen Unternehmen Anspruch auf mindestens 50 Prozent der Gewinne dieser ausländischen Gesellschaft hat und wenn

- die ausländische Gesellschaft oder die ausländische Niederlassung aufgrund der Rechtsvorschriften des Staates oder des Steuergebiets, in dem sie ansässig ist, dort entweder keiner Einkommensteuer unterliegt oder einer Einkommensteuer unterliegt, die sich auf weniger als die Hälfte der Gesellschaftssteuer beläuft, die geschuldet würde, wenn diese ausländische Gesellschaft oder diese ausländische Niederlassung in Belgien ansässig oder gelegen wäre.

Die ausländische Niederlassung des Steuerpflichtigen gilt für die Anwendung des vorliegenden Artikels als CFC, wenn diese Niederlassung in einem Land gelegen ist, mit dem Belgien ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung abgeschlossen hat, und die in Absatz 1 zweiter Gedankenstrich erwähnte Bedingung erfüllt ist.

Die in Absatz 1 zweiter Gedankenstrich erwähnte Bedingung gilt - vorbehaltlich des Gegenbeweises durch den Steuerpflichtigen - als erfüllt, wenn die in Absatz 1 erwähnte ausländische Gesellschaft oder die in Absatz 1 oder 2 erwähnte ausländische Niederlassung in einem Steuergebiet ansässig oder gelegen ist, das am Ende des Besteuerungszeitraums in der EU-Liste nicht kooperativer Steuergebiete aufgenommen ist, oder in einem Staat, der in der Liste der Staaten ohne oder mit niedriger Besteuerung wie in Artikel 307 § 1/2 erwähnt aufgenommen ist.

In Anwendung von Absatz 1 zweiter Gedankenstrich wird für die Berechnung der Gesellschaftssteuer einer ausländischen Gesellschaft, die geschuldet würde, wenn diese ausländische Gesellschaft in Belgien ansässig wäre, der Teil der Gewinne dieser ausländischen Gesellschaft nicht berücksichtigt, der durch eine oder mehrere ausländische Niederlassungen dieser ausländischen Gesellschaft erzielt wird, deren Gewinne in Anwendung eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung steuerfrei sind, das zwischen dem Land oder Steuergebiet, in dem diese ausländische Gesellschaft ansässig ist, und dem Land oder Steuergebiet, in dem diese ausländische Niederlassung gelegen ist, abgeschlossen worden ist.

Für die Anwendung des vorliegenden Artikels gilt eine natürliche Person, eine juristische Person oder ein Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit als verbundenes Unternehmen des Steuerpflichtigen, wenn:

- der Steuerpflichtige oder jemand wie im vierten, fünften oder sechsten Gedankenstrich erwähnt unmittelbar oder mittelbar mindestens 25 Prozent der Stimmrechte hält, die mit der Gesamtheit der Aktien oder Anteile dieses Unternehmens verbunden sind,

- der Steuerpflichtige oder jemand wie im vierten, fünften oder sechsten Gedankenstrich erwähnt unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung von mindestens 25 Prozent des Kapitals dieses Unternehmens hält,

- der Steuerpflichtige oder jemand wie im vierten, fünften oder sechsten Gedankenstrich erwähnt unmittelbar oder mittelbar Anspruch auf mindestens 25 Prozent der Gewinne dieses Unternehmens hat,

- diese Person oder dieses Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mindestens 25 Prozent der Stimmrechte hält, die mit der Gesamtheit der Aktien oder Anteile des Steuerpflichtigen verbunden sind,

- diese Person oder dieses Unternehmen unmittelbar oder mittelbar eine Beteiligung von mindestens 25 Prozent des Kapitals des Steuerpflichtigen hält,

- diese Person oder dieses Unternehmen unmittelbar oder mittelbar Anspruch auf mindestens 25 Prozent der Gewinne des Steuerpflichtigen hat.

§ 4 - Die nicht ausgeschütteten Gewinne der ausländischen Gesellschaft oder der ausländischen Niederlassung, die als CFC gilt, sind von der Anwendung des vorliegenden Artikels befreit, wenn der Steuerpflichtige nachweist, dass eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist:

- Es wird nachgewiesen, dass die CFC, gestützt auf Personal, Ausstattung, Vermögenswerte und Räumlichkeiten, eine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, wie durch relevante Fakten und Umstände nachgewiesen.

- Es wird nachgewiesen, dass der in § 2 Absatz 4 erwähnte Bruch weniger als 1/3 beträgt.

- Es wird nachgewiesen, dass die CFC in den Anwendungsbereich einer der in Artikel 198/1 § 6 Nr. 1 bis 12 erwähnten Begriffsbestimmungen fällt und dass ihre Einkünfte, die im Zähler des in § 2 Absatz 4 erwähnten Bruchs enthalten sind, zu einem Drittel oder weniger aus Transaktionen mit dem Steuerpflichtigen oder mit verbundenen Unternehmen des Steuerpflichtigen stammen.

Für die Anwendung von Absatz 1 erster Gedankenstrich ist unter der Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit das Anbieten von Gütern oder Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt zu verstehen."


Art. 23 - Artikel 192 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Januar 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 Absatz 1 werden die Wörter "für einen Abzug von den Gewinnen gemäß den Artikeln 202 und 203" durch die Wörter "für einen Abzug von den Gewinnen gemäß den Artikeln 202 §§ 1 und 2 und 203" ersetzt.

2. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 4 - Mehrwerte auf Aktien oder Anteile, die verwirklicht oder bei Verteilung des Gesellschaftsvermögens einer ausländischen Gesellschaft festgestellt werden, wobei die Gewinne dieser Gesellschaft oder einer in einem Drittland gelegenen Niederlassung dieser Gesellschaft in einem vorhergehenden Besteuerungszeitraum in Anwendung von Artikel 185/2 beim Steuerpflichtigen als nicht ausgeschüttete Gewinne besteuert wurden, können - falls diese Mehrwerte auf Aktien oder Anteile nicht aufgrund der Paragraphen 1 und 2 vollständig steuerfrei waren - noch in Höhe des Betrags der Gewinne dieser ausländischen Gesellschaft von der Steuer befreit werden, der in einem vorhergehenden Besteuerungszeitraum in Anwendung von Artikel 185/2 bei der inländischen Gesellschaft als nicht ausgeschüttete Gewinne besteuert wurde, sofern:

- diese Gewinne noch nicht zu einem früheren Zeitpunkt ausgeschüttet worden sind,

- sie sich zum Zeitpunkt der Veräußerung dieser Aktien oder Anteile noch auf einem Passivkonto befanden.

Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen wird davon ausgegangen, dass die Gewinne der ausländischen Gesellschaft oder der in einem Drittland gelegenen Niederlassung dieser Gesellschaft, die gemäß Artikel 185/2 bei der inländischen Gesellschaft besteuert wurden, zuerst ausgeschüttet werden.

Die Steuerbefreiung ist nur in dem Maße anwendbar, wie der steuerpflichtige Betrag der Mehrwerte den Gesamtbetrag der vorher auf die veräußerten Aktien oder Anteile zugelassenen Wertminderungen abzüglich des Gesamtbetrags der aufgrund von Artikel 24 Absatz 1 Nr. 3 besteuerten Mehrwerte übersteigt.

Im Falle der Übernahme oder Änderung der Kontrolle des Steuerpflichtigen im laufenden Besteuerungszeitraum oder in einem vorhergehenden Besteuerungszeitraum, die keinen rechtmäßigen finanziellen oder wirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, können die Mehrwerte nicht aufgrund des vorliegenden Paragraphen von der Steuer befreit werden. Für die Anwendung des vorliegenden Absatzes versteht man unter vorhergehendem Besteuerungszeitraum jeden Besteuerungszeitraum seit dem Besteuerungszeitraum, in dem die in vorliegendem Paragraphen erwähnten Gewinne der ausländischen Gesellschaft oder der in einem Drittland gelegenen Niederlassung dieser Gesellschaft gemäß Artikel 185/2 bei der inländischen Gesellschaft besteuert wurden."


	Art. 24 - Artikel 202 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Juni 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 Absatz 1 werden die Nummern 4 und 5 aufgehoben.

2. In § 1 wird Absatz 2 aufgehoben.

3. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 3 - Von den Gewinnen des Besteuerungszeitraums werden ebenfalls die Gewinne abgezogen, die von einer in Artikel 185/2 § 2 erwähnten ausländischen Gesellschaft ausgeschüttet werden, sofern sie sich darin befinden und sofern und in dem Maße, wie der Steuerpflichtige nachgewiesen hat, dass diese Gewinne bereits in einem vorhergehenden Besteuerungszeitraum in Anwendung von Artikel 185/2 bei ihm als nicht ausgeschüttete Gewinne besteuert wurden und dass sie noch nicht von der Steuer befreit worden sind.

Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen wird davon ausgegangen, dass die Gewinne der ausländischen Gesellschaft oder die Gewinne einer in einem Drittland gelegenen Niederlassung dieser Gesellschaft, die gemäß Artikel 185/2 bei der inländischen Gesellschaft besteuert wurden, zuerst ausgeschüttet werden."


Art. 25 - Artikel 206/4 Absatz 3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Januar 2022, wird wie folgt ersetzt:

"Wenn die Gewinne einer ausländischen Betriebsstätte aufgrund internationaler Abkommen in Belgien nicht von der Steuer befreit sind oder wenn die Gewinne dieser ausländischen Betriebsstätte aufgrund von Artikel 185/2 besteuert werden müssen, werden diese Gewinne in die Kategorie "nicht durch Abkommen befreite Gewinne" aufgenommen."


Art. 26 - In Artikel 207 Absatz 8 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017, wird zwischen dem ersten und dem zweiten Gedankenstrich ein neuer Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"- in Abweichung von Artikel 202 § 3 Gewinne, die von einer in Artikel 185/2 § 2 erwähnten ausländischen Gesellschaft ausgeschüttet werden und die in einem vorhergehenden Besteuerungszeitraum in Anwendung von Artikel 185/2 als nicht ausgeschüttete Gewinne besteuert wurden,".


Art. 27 - In Titel VI Kapitel 2 desselben Gesetzbuches wird zwischen Abschnitt 4 und Abschnitt 4bis ein Abschnitt 4/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Abschnitt 4/1 - Bestimmung der ausländischen Steuer auf die in Artikel 185/2 erwähnten Gewinne".


Art. 28 - In Titel VI Kapitel 2 Abschnitt 4/1 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel 289/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 289/1 - Falls gemäß Artikel 185/2 die nicht ausgeschütteten Gewinne einer in demselben Artikel erwähnten ausländischen Gesellschaft oder ausländischen Niederlassung, die als CFC gilt, im vorhergehenden Besteuerungszeitraum beim Steuerpflichtigen besteuert wurden, so kann die Steuer, die die ausländische Gesellschaft oder die ausländische Niederlassung tatsächlich an den Staat gezahlt hat, in dem diese ausländische Gesellschaft ansässig oder die ausländische Niederlassung gelegen ist, als Zahlung der ausländischen Einkommensteuer, die für diesen Besteuerungszeitraum geschuldet wird, auf die Gesellschaftssteuer angerechnet werden, die für den Besteuerungszeitraum geschuldet wird, und zwar gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Artikels.

Der Betrag der für diesen Besteuerungszeitraum tatsächlich gezahlten Einkommensteuer, die die ausländische Gesellschaft oder die ausländische Niederlassung der ausländischen Gesellschaft dem Staat schuldet, in dem diese ausländische Gesellschaft ansässig oder die ausländische Niederlassung gelegen ist, wird mit einem Bruch multipliziert, dessen Zähler dem nach Anwendung von Artikel 185/2 § 2 Absatz 5 erhaltenen Betrag entspricht, der in Anwendung dieses Artikels 185/2 tatsächlich als Gewinn des Steuerpflichtigen galt, und dessen Nenner dem Gewinn der ausländischen Gesellschaft oder der ausländischen Niederlassung entspricht, der gemäß Artikel 185/2 § 2 Absatz 2 festgelegt wurde.

Der Betrag der für diesen Besteuerungszeitraum tatsächlich gezahlten Einkommensteuer, die die ausländische Niederlassung des Steuerpflichtigen dem Staat schuldet, in dem diese ausländische Niederlassung gelegen ist, wird mit einem Bruch multipliziert, dessen Zähler dem nach Anwendung von Artikel 185/2 § 2 Absatz 8 erhaltenen Betrag entspricht, der in Anwendung dieses Artikels 185/2 tatsächlich als Gewinn des Steuerpflichtigen galt, und dessen Nenner dem Gewinn der ausländischen Niederlassung entspricht, der gemäß Artikel 185/2 § 2 Absatz 7 festgelegt wurde.

Bei der Bestimmung des Betrags der für den Besteuerungszeitraum tatsächlich gezahlten Einkommensteuer werden auch die Vorauszahlungen in Bezug auf diese Einkommensteuern berücksichtigt, die im Zeitraum vor dem Besteuerungszeitraum getätigt wurden, gegebenenfalls jedoch mit Ausnahme von Steuerzuschlägen, Geldbußen oder anderen Formen von Verwaltungsstrafen."


Art. 29 - In Titel VI Kapitel 2 desselben Gesetzbuches wird die Überschrift von Abschnitt 5 wie folgt ersetzt:

"Abschnitt 5 - Grenzen der Anrechnung des Mobiliensteuervorabzugs, des Pauschalanteils ausländischer Steuer, der ausländischen Steuer auf die in Artikel 185/2 erwähnten Gewinne und der Steuergutschriften".


Art. 30 - In Titel VI Kapitel 2 Abschnitt 5 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel 292/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 292/1 - Die in Artikel 289/1 erwähnte ausländische Steuer auf die in Artikel 185/2 erwähnten Gewinne wird vollständig auf die Gesellschaftssteuer angerechnet.

Gibt es während eines Steuerjahres keine oder unzureichende Steuern, auf die die in Absatz 1 erwähnte ausländische Steuer angerechnet werden kann, wird die für dieses Steuerjahr nicht angerechnete ausländische Steuer nicht erstattet, sondern auf das folgende Steuerjahr übertragen."


Art. 31 - Artikel 307 § 1/2 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 5 wird wie folgt ersetzt:

"Steuerpflichtige, die der Gesellschaftssteuer unterliegen, sind ebenfalls verpflichtet, in der Erklärung das Bestehen jeder ausländischen Gesellschaft oder ausländischen Niederlassung, die in Anwendung von Artikel 185/2 § 3 als CFC gilt, zu vermerken."

2. Absatz 6 wird wie folgt ersetzt:

"Wird in der Erklärung das Bestehen einer in Artikel 185/2 § 3 erwähnten ausländischen Gesellschaft oder ausländischen Niederlassung einer ausländischen Gesellschaft, die gemäß Artikel 185/2 § 3 als CFC gilt, vermerkt, wird ebenfalls Nachstehendes vermerkt:

- Name der Gesellschaft,

- Adresse des Geschäftsführungs- oder Verwaltungssitzes der Gesellschaft,

- gegebenenfalls Identifikationsnummer dieser Gesellschaft,

- gegebenenfalls Land, in dem die ausländische Niederlassung gelegen ist,

- Prozentsatz erwähnt in Artikel 185/2 § 2 Absatz 5,

- ob die Befreiung erwähnt in Artikel 185/2 § 4 erster Gedankenstrich, zweiter Gedankenstrich beziehungsweise dritter Gedankenstrich geltend gemacht wird."

3. Absatz 7 wird aufgehoben.


Art. 32 - Vorliegender Abschnitt ist ab dem Steuerjahr 2024 anwendbar.



Abschnitt 7 - Änderungen des auf Rechtsvereinbarungen anwendbaren Besteuerungssystems


Art. 33 - Artikel 2 § 1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. Juli 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. In Nr. 13 Buchstabe b) wird Absatz 2 wie folgt ersetzt:

"Gesellschaften, Vereinigungen, Niederlassungen, Einrichtungen oder Körperschaften wie in Absatz 1 erwähnt sind keine Rechtsvereinbarungen, wenn sie in einem Staat oder einem Rechtssystem ansässig sind, der/das zum Europäischen Wirtschaftsraum gehört, außer:

1. in einem Fall wie in Nr. 13/1 Absatz 2 bis 4 erwähnt,

2. im Falle einer nicht in Artikel 29 § 2 erwähnten Gesellschaft, deren Einkünfte durch den Staat oder das Rechtssystem, in dem diese Gesellschaft ansässig ist, zu Lasten der Gesellschafter oder Aktionäre besteuert werden, es sei denn, diese Einkünfte unterliegen einer Einkommensteuer, die zu Lasten des Gesellschafters oder des Aktionärs festgelegt wird aufgrund der Rechtsvorschriften des Staates oder des Rechtssystems, in dem diese Gesellschaft ansässig ist, und wenn diese Einkommensteuer sich auf mindestens 1 Prozent des auf diesen Aktionär oder Gesellschafter entfallenden Teils des steuerpflichtigen Einkommens dieser Gesellschaft beläuft, das gemäß Regeln bestimmt wird, die für die Festlegung der belgischen Steuer auf entsprechende Einkünfte anwendbar sind,

3. im Falle einer nicht in Nr. 1 oder 2 oder in Artikel 29 § 2 erwähnten Gesellschaft, Vereinigung, Niederlassung, Einrichtung oder Körperschaft, die Rechtspersönlichkeit besitzt und die aufgrund der Rechtsvorschriften des Staates oder des Rechtssystems, in dem sie ansässig ist, dort entweder keiner Einkommensteuer unterliegt oder einer Einkommensteuer unterliegt, die sich auf weniger als 1 Prozent des steuerpflichtigen Einkommens dieser Rechtsvereinbarung beläuft, das gemäß Regeln bestimmt wird, die für die Festlegung der belgischen Steuer auf entsprechende Einkünfte anwendbar sind."

2. In Nr. 13 Buchstabe b) wird Absatz 3 aufgehoben.

3. In Nr. 13 Buchstabe b) wird Absatz 4, der Absatz 3 wird, wie folgt ersetzt:

"Außer in dem Fall, in dem der Steuerpflichtige den Nachweis erbringt, dass die Gesellschaft, Vereinigung, Niederlassung, Einrichtung oder Körperschaft keine Rechtsvereinbarung ist, gilt für folgende Fälle die Vermutung, dass es sich um eine Rechtsvereinbarung handelt:

- Gesellschaften, Vereinigungen, Niederlassungen, Einrichtungen oder Körperschaften, die Rechtspersönlichkeit besitzen und in einem Rechtssystem ansässig sind, das am Ende des Besteuerungszeitraums in der EU-Liste nicht kooperativer Steuergebiete oder in der Liste der Staaten ohne oder mit niedriger Besteuerung wie in Artikel 307 § 1/2 erwähnt aufgenommen ist,

- Fälle wie in Nr. 13/1 Absatz 2 bis 4 erwähnt,

- Fälle wie in Absatz 2 Nr. 2 erwähnt."

4. In Nr. 13/1 Absatz 1 wird der einleitende Satz wie folgt ersetzt:

"13/1. In Abweichung von Nr. 13 und Nr. 13/2 gelten nicht als Rechtsvereinbarungen oder zwischengeschaltete Konstruktionen:".

5. In Nr. 13/1 Absatz 1 wird Buchstabe a) wie folgt ersetzt:

"a) Organismen für gemeinsame Anlagen nach belgischem Recht oder nach ausländischem Recht, die die Bedingungen der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2019 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) erfüllen, oder Organismen für Anlagen in Forderungen erwähnt in Teil IIIbis des Gesetzes vom 3. August 2012 über Organismen für gemeinsame Anlagen, die die Bedingungen der Richtlinie 2009/65/EG erfüllen, und Organismen für Anlagen in Forderungen, die gegebenenfalls pro separaten Teilfonds berücksichtigt werden,".

6. In Nr. 13/1 Absatz 1 wird Buchstabe b) wie folgt ersetzt:

"b) alternative Organismen für gemeinsame Anlagen nach belgischem Recht oder nach ausländischem Recht, deren Verwalter gemäß dem Gesetz vom 19. April 2014 über alternative Organismen für gemeinsame Anlagen und ihre Verwalter, gemäß dem innerstaatlichen Recht eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder gemäß dem innerstaatlichen Recht eines Drittlandes die Bedingungen der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 erfüllen und die gegebenenfalls pro separaten Teilfonds berücksichtigt werden,".

	7. In Nr. 13/1 Absatz 2 werden die Wörter "in Bezug auf die in diesem Absatz erwähnten Organismen, Körperschaften und Gesellschaften, deren Rechte im Besitz einer Person oder mehrerer miteinander verbundener Personen sind und die gegebenenfalls pro separaten Zweig berücksichtigt werden" durch die Wörter "in Bezug auf die in diesem Absatz Buchstabe a) bis c) erwähnten Organismen, Körperschaften und Gesellschaften, deren Rechte zu mehr als 50 Prozent im Besitz einer Person oder mehrerer miteinander verbundener Personen sind und die gegebenenfalls pro separaten Teilfonds berücksichtigt werden" ersetzt.

8. Nummer 13/1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Vorbehaltlich des Gegenbeweises wird davon ausgegangen, dass die in Absatz 2 erwähnte Ausnahme anwendbar ist, wenn:

- Vermögensverwalter der in diesem Absatz erwähnten Organismen, Körperschaften oder Gesellschaften oder eines ihrer Teilfonds von den Personen, die die Rechte dieses Teilfonds besitzen, spezifische Anweisungen zum Kauf oder Verkauf bestimmter Finanzinstrumente erhalten oder

- kein unabhängiger Vermögensverwalter bestimmt wurde."

9. In Nr. 13/2 werden die Wörter "einer anderen Rechtsvereinbarung" durch die Wörter "einer zwischengeschalteten Konstruktion" ersetzt.

10. Nummer 13/3 wird wie folgt ersetzt:

"13/3. Zwischengeschaltete Konstruktion

Unter zwischengeschalteter Konstruktion versteht man eine Rechtsvereinbarung oder eine Gesellschaft, Vereinigung, Niederlassung, Einrichtung oder Körperschaft, die aufgrund des Rechts, dem sie unterliegt, Rechtspersönlichkeit besitzt oder nicht, die die Aktien oder Anteile beziehungsweise die wirtschaftlichen Rechte einer Tochterkonstruktion oder einer anderen zwischengeschalteten Konstruktion ganz oder teilweise besitzt."

11. Nummer 13/4 wird aufgehoben.

12. In Nr. 14 vierter Gedankenstrich werden die Wörter "die die juristischen Rechte aus Aktien oder Anteilen" durch die Wörter "die unmittelbar oder mittelbar über eine Kette von zwischengeschalteten Konstruktionen die juristischen oder wirtschaftlichen Rechte an Aktien oder Anteilen" ersetzt.

13. Nummer 14 wird durch zwei Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Gilt eine natürliche Person in einem Zentralregister der wirtschaftlichen Eigentümer als wirtschaftlicher Eigentümer einer Gesellschaft, einer Treuhandgesellschaft, eines Trusts, einer Stiftung, einer Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht oder einer Rechtsvereinbarung, die einer Treuhandgesellschaft oder einem Trust ähnelt, wie im Gesetz vom 18. September 2017 zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Beschränkung der Nutzung von Bargeld erwähnt, die/der ebenfalls eine Rechtsvereinbarung wie in Nr. 13 erwähnt ist, kann vorbehaltlich des Gegenbeweises und unter Berücksichtigung aller relevanten Fakten und Umstände davon ausgegangen werden, dass sie Gründer dieser Rechtsvereinbarung ist.

Für die Anwendung von Absatz 2 versteht man unter einem Zentralregister der wirtschaftlichen Eigentümer das in Buch IV Titel 2 des Gesetzes vom 18. September 2017 zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Beschränkung der Nutzung von Bargeld erwähnte Register sowie ein ähnliches Register, das von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittland geführt wird."


Art. 34 - Artikel 5/1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Juni 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 wird Absatz 2 wie folgt ersetzt:

"In Abweichung von Absatz 1 sind die von einer Tochterkonstruktion bezogenen Einkünfte nur beim Einwohner des Königreichs, der Gründer der Tochterkonstruktion ist, steuerpflichtig, insoweit dieser Gründer über eine zwischengeschaltete Konstruktion oder über eine Kette von zwischengeschalteten Konstruktionen mittelbar die juristischen oder wirtschaftlichen Rechte an den Aktien oder Anteilen der Tochterkonstruktion besitzt."

2. In § 1 wird Absatz 3 wie folgt ersetzt:

"Die von der Tochterkonstruktion an eine Rechtsvereinbarung ausgeschütteten Einkünfte sind nicht beim Einwohner des Königreichs, der Gründer der Tochterkonstruktion ist, steuerpflichtig, insoweit und unter der Bedingung, dass der Steuerpflichtige nachgewiesen hat, dass diese Einkünfte die Bedingungen von Artikel 21 Absatz 1 Nr. 12 und Absatz 2 erfüllen."

3. In § 1 werden die Absätze 4 und 5 aufgehoben.

4. In § 1 wird Absatz 10, der Absatz 8 wird, wie folgt ersetzt:

"Durch die Anwendung des vorliegenden Paragraphen auf die von der Rechtsvereinbarung bezogenen Einkünfte wird die Anwendung von Artikel 18 Absatz 1 Nr. 3 auf die von dieser Rechtsvereinbarung gezahlten oder zuerkannten Einkünfte nicht verhindert."

5. Paragraph 2 wird aufgehoben.

6. In § 3 einleitender Satz werden die Wörter "Die Paragraphen 1 und 2 sind" durch die Wörter "Paragraph 1 ist" ersetzt.

7. In § 3 wird Buchstabe b) wie folgt ersetzt:

"b) in der jährlichen Einkommensteuererklärung angibt und auf einfaches Ersuchen nachweist, dass die Rechtsvereinbarung in einem Staat ansässig ist, mit dem Belgien ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung oder eine Vereinbarung im Hinblick auf den Informationsaustausch in Steuersachen abgeschlossen hat oder der zusammen mit Belgien zu den Parteien eines anderen bilateralen oder multilateralen Rechtsinstruments gehört, sofern dieses Abkommen, diese Vereinbarung oder dieses Rechtsinstrument den Informationsaustausch in Steuersachen zwischen den Vertragsstaaten ermöglicht und:

- nachgewiesen wird, dass die Rechtsvereinbarung, gestützt auf Personal, Ausstattung, Vermögenswerte und Räumlichkeiten, eine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt und ihre Einkünfte hauptsächlich durch diese Tätigkeit erzielt und dass

- diese wesentliche Tätigkeit die Verwaltung des Privatvermögens des Gründers beziehungsweise eines der Gründer dieser Rechtsvereinbarung nicht zum Ziel hat,".

8. Paragraph 3 wird durch Buchstaben c) und d) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"c) nachweist, dass die Einkünfte dieser Rechtsvereinbarung in Anwendung von Artikel 185/2 bei einer inländischen Gesellschaft besteuert werden,

d) nachweist, dass die Einkünfte dieser Rechtsvereinbarung in Anwendung von § 1 oder von Artikel 220/1 bei einem anderen Gründer dieser Rechtsvereinbarung besteuert werden."

9. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Für die Anwendung von Absatz 1 Buchstabe b) ist unter der Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit das Anbieten von Gütern oder Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt zu verstehen."


Art. 35 - Artikel 18 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Juni 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 Nr. 3 werden die Wörter "die von einer Rechtsvereinbarung, die nicht aufgrund von Artikel 5/1 § 3 von der Anwendung der anderen Paragraphen von Artikel 5/1 oder des Artikels 220/1 ausgeschlossen ist, zuerkannt oder ausgeschüttet werden" durch die Wörter "die zuerkannt oder ausgeschüttet werden von einer Körperschaft, die für mindestens einen der drei abgelaufenen Besteuerungszeiträume als Rechtsvereinbarung galt, die nicht aufgrund von Artikel 5/1 § 3 von der Anwendung des Artikels 5/1 § 1 oder des Artikels 220/1 ausgeschlossen ist" ersetzt und die Wörter "einschließlich der Einkünfte, für die gemäß Artikel 5/1 § 2 davon ausgegangen wird, dass sie zuerkannt oder ausgeschüttet werden," aufgehoben.

2. In Absatz 1 wird eine Nr. 3/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"3/1. nicht ausgeschüttete Gewinne einer in Artikel 2 § 1 Nr. 13 Buchstabe a) und b) erwähnten Rechtsvereinbarung, für die davon ausgegangen wird, dass sie dem Gründer einer Rechtsvereinbarung zuerkannt oder ausgeschüttet werden zu dem Zeitpunkt, zu dem:

- die wirtschaftlichen Rechte, die Aktien oder Anteile beziehungsweise die Aktiva der Rechtsvereinbarung in eine andere Rechtsvereinbarung oder juristische Person eingebracht werden oder in einen anderen Staat oder ein anderes Steuergebiet als Belgien übertragen werden oder

- die natürliche Person, die Gründer dieser Rechtsvereinbarung ist, ihren Wohn- oder Vermögenssitz ins Ausland verlegt oder

- die Hauptniederlassung oder der Geschäftsführungs- oder Verwaltungssitz der in Artikel 220 erwähnten juristischen Person, die Gründer dieser Rechtsvereinbarung ist, ins Ausland verlegt wird,".

3. Der Artikel wird durch zwei Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Für die Anwendung von Absatz 1 Nr. 3/1 werden die nicht ausgeschütteten Gewinne einer Tochterkonstruktion, für die gemäß dieser Bestimmung davon ausgegangen wird, dass sie dem Gründer zuerkannt oder ausgeschüttet werden, insoweit begrenzt, wie er über eine zwischengeschaltete Konstruktion oder über eine Kette von zwischengeschalteten Konstruktionen der Gründer der Tochterkonstruktion ist.

Absatz 1 Nr. 3/1 ist nicht auf eine Rechtsvereinbarung anwendbar, die aufgrund von Artikel 5/1 § 3 von der Anwendung des Artikels 5/1 § 1 oder des Artikels 220/1 ausgeschlossen ist."


Art. 36 - Artikel 21 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. November 2022, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 wird Nr. 12 wie folgt ersetzt:

"12. Einkünfte, die von einer Körperschaft zuerkannt oder ausgeschüttet werden, die für mindestens einen der drei abgelaufenen Besteuerungszeiträume als Rechtsvereinbarung oder zwischengeschaltete Konstruktion galt, in dem Maße, wie nachgewiesen wird, dass die von einer Rechtsvereinbarung bezogenen Einkünfte, die bei einer natürlichen Person oder einer in Artikel 220 erwähnten juristischen Person in Anwendung von Artikel 5/1, Artikel 18 Absatz 1 Nr. 3/1 oder Artikel 220/1 in Belgien bereits ihrem Besteuerungssystem unterworfen waren, sich in diesen erstgenannten Einkünften befinden,".

2. Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

"Für die Anwendung von Absatz 1 Nr. 12 und von Artikel 5/1 § 1 Absatz 3 wird davon ausgegangen, dass die ältesten bezogenen Einkünfte als Erstes ausgeschüttet werden, und wird auch davon ausgegangen, dass die Einkünfte in Belgien nicht ihrem Besteuerungssystem unterworfen waren, wenn sie nicht in den Anwendungsbereich des vorliegenden Gesetzbuches fallen oder aufgrund des vorliegenden Gesetzbuches oder eines Abkommens steuerfrei sind."


Art. 37 - Artikel 220/1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Juni 2021, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 wird zwischen Absatz 1 und Absatz 2 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"In Abweichung von Absatz 1 sind die von einer Tochterkonstruktion bezogenen Einkünfte nur bei der in Artikel 220 erwähnten juristischen Person, die Gründer der Tochterkonstruktion ist, steuerpflichtig, insoweit dieser Gründer über eine zwischengeschaltete Konstruktion oder über eine Kette von zwischengeschalteten Konstruktionen mittelbar die juristischen oder wirtschaftlichen Rechte an den Aktien oder Anteilen der Tochterkonstruktion besitzt."

2. In § 1 Absatz 2, der Absatz 3 wird, werden die Wörter "in Artikel 5/1 § 1 Absatz 2 bis 7, 9 und 10" durch die Wörter "in Artikel 5/1 § 1 Absatz 3 bis 6, 8 und 9" ersetzt.

3. Paragraph 2 wird aufgehoben.

4. In § 3 werden die Wörter "Die Paragraphen 1 und 2 sind" durch die Wörter "Paragraph 1 ist" ersetzt.


Art. 38 - In Artikel 307 desselben Gesetzbuches wird § 1/4, eingefügt durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017, wie folgt ersetzt:

"§ 1/4 - Wird in der Erklärung zur Steuer der natürlichen Personen oder zur Steuer der juristischen Personen das Bestehen einer Rechtsvereinbarung vermerkt, wird in einer Anlage zur Erklärung zur Steuer der natürlichen Personen oder zur Steuer der juristischen Personen, deren Muster vom König festgelegt wird, Folgendes vermerkt:

- vollständiger Name, Rechtsform, Adresse und gegebenenfalls Identifikationsnummer der Rechtsvereinbarung,

- Name und Adresse des Verwalters dieser Rechtsvereinbarung, wenn es sich um eine in Artikel 2 § 1 Nr. 13 Buchstabe a) erwähnte Rechtsvereinbarung handelt,

- die in der Erklärung angegebenen Einkünfte, die von jeder Rechtsvereinbarung getrennt bezogen wurden, sowie der Betrag des Vermögens der Rechtsvereinbarung am Ende des Besteuerungszeitraums, der Teil des Vermögens, der vom Gründer eingebracht wurde, die in Artikel 18 Absatz 1 Nr. 3 und 3/1 erwähnten Dividenden, die in der Erklärung angegeben waren, sowie diejenigen, die in Anwendung von Artikel 21 Absatz 1 Nr. 12 steuerfrei waren, und diejenigen, die nicht in der Erklärung angegeben werden müssen, weil ein Mobiliensteuervorabzug auf diese Dividenden einbehalten wurde."


Art. 39 - In Artikel 354 § 1 Absatz 5 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 20. November 2022, wird der dritte Gedankenstrich wie folgt ersetzt:

"- wenn gemäß Artikel 307 § 1/1 oder § 1/3 in der Erklärung das Bestehen einer Rechtsvereinbarung vermerkt werden muss."


Art. 40 - Artikel 413/1 § 1 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 17. März 2019, wird durch eine Nr. 7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"7. der in Artikel 18 Absatz 1 Nr. 3/1 erwähnten nicht ausgeschütteten Gewinne, wenn diese von einer Rechtsvereinbarung stammen, die in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums ansässig ist."


(…)


Art. 43 - Artikel 38 ist ab dem Steuerjahr 2024 anwendbar.

Die anderen Artikel des vorliegenden Abschnitts sind auf Einkünfte anwendbar, die ab dem 1. Januar 2024 von einer Rechtsvereinbarung bezogen, zuerkannt oder ausgeschüttet werden.


Abschnitt 8 - Begrenzung des Abzugs der jährlichen Steuer auf Kreditinstitute, Organismen für gemeinsame Anlagen und Versicherungsunternehmen


Art. 44 - In Artikel 198 § 1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022, werden in den Nummern 6/1, 6/2 und 6/3 die Wörter "80 Prozent der" jeweils durch das Wort "die" und die Wörter "erwähnten jährlichen" jeweils durch die Wörter "erwähnte jährliche" ersetzt.


Art. 45 - Artikel 44 ist auf die ab dem 1. Januar 2024 geschuldeten Steuern anwendbar.


(…)


KAPITEL 5 - Abänderungen in Bezug auf die Mehrwertsteuer


Abschnitt 1 - Ermäßigter Mehrwertsteuersatz in Bezug auf den Abbruch und Wiederaufbau von Gebäuden im gesamten belgischen Staatsgebiet


	Art. 58 - Tabelle A Rubrik XXXVII der Anlage zum Königlichen Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970 zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und Dienstleistungen nach diesen Sätzen, eingefügt durch das Programmgesetz vom 27. Dezember 2006 und zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 30. April 2013, wird wie folgt ersetzt:

	"XXXVII - Abbruch und Wiederaufbau von Wohnungen

	§ 1 - Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent ist anwendbar auf Immobilienarbeiten und andere in Tabelle A Rubrik XXXI § 3 Nr. 3 bis 6 der Anlage zu vorliegendem Erlass aufgezählte Leistungen, die den Abbruch eines Gebäudes und den damit einhergehenden Wiederaufbau einer Wohnung zum Gegenstand haben, die zur Bewohnung durch den Bauherrn, der eine natürliche Person ist, bestimmt ist und auf derselben Katasterparzelle wie dieses Gebäude steht.

 
	Für den Vorteil des ermäßigten Steuersatzes müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:

	1. Die Leistungen betreffen ein Gebäude, das nach Ausführung der Arbeiten:

	a) zum Zeitpunkt der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme als einzige Wohnung und hauptsächlich als eigene Wohnung im Sinne von Artikel 5/5 § 4 Absatz 2 bis 8 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen vom Bauherrn genutzt wird, der eine natürliche Person ist und dort unverzüglich seinen Wohnsitz nimmt,

	b) eine Gesamtwohnfläche von höchstens 200 m2 hat.

	2. Der Bauherr, der eine natürliche Person ist:

	a) sendet vor dem Zeitpunkt, zu dem gemäß den Artikeln 22 und 22bis § 1 des Gesetzbuches der Steueranspruch entsteht, eine Erklärung an die vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten angegebene elektronische Adresse. In dieser Erklärung wird angegeben, dass das Gebäude, das er abreißen und wieder aufbauen lässt, dazu bestimmt ist, als einzige Wohnung und hauptsächlich als eigene Wohnung im Sinne von Artikel 5/5 § 4 Absatz 2 bis 8 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen vom Bauherrn genutzt zu werden, der eine natürliche Person ist und dort unverzüglich seinen Wohnsitz nimmt, und dass dieses Gebäude eine Gesamtwohnfläche von höchstens 200 m2 haben wird; beigefügt wird dieser Erklärung eine Abschrift:

	- der Städtebaugenehmigung,

	- des Unternehmensvertrags beziehungsweise der Unternehmensverträge,

	b) händigt dem beziehungsweise den Dienstleistenden eine Abschrift der in Buchstabe a) erwähnten Erklärung aus.

	3. Der Zeitpunkt, zu dem gemäß den Artikeln 22 und 22bis § 1 des Gesetzbuches der Steueranspruch entsteht, tritt spätestens am 31. Dezember des Jahres der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme der Wohnung ein.

	4. Auf den vom Dienstleistenden ausgestellten Rechnungen und den Duplikaten, die er aufbewahrt, ist auf der Grundlage der in Nr. 2 Buchstabe b) erwähnten Abschrift der Erklärung das Bestehen der Voraussetzungen, die die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes rechtfertigen, angegeben; außer bei Kollusion zwischen den Parteien oder offensichtlicher Nichteinhaltung der vorliegenden Bestimmung befreit die in Nr. 2 Buchstabe a) erwähnte Erklärung des Kunden den Dienstleistenden von seiner Verantwortlichkeit in Bezug auf die Festlegung des Steuersatzes.

	Für die Anwendung von Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) werden bei der Bestimmung, ob die Wohnung die einzige Wohnung des Bauherrn ist, der eine natürliche Person ist, folgende Wohnungen nicht berücksichtigt:

	- andere Wohnungen, deren Miteigentümer, Nackteigentümer oder Nießbraucher er aufgrund einer Erbschaft ist,

	- eine andere Wohnung, die er als eigene Wohnung nutzt, wo er seinen Wohnsitz begründet hat und die spätestens am 31. Dezember des Jahres nach dem Jahr der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme der in Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Wohnung verkauft worden ist.

	Der ermäßigte Steuersatz ist nicht anwendbar auf:

	1. Immobilienarbeiten und andere Immobilienleistungen, die sich nicht auf die Wohnung im eigentlichen Sinne beziehen, wie Pflanzenanbau- oder Gartenarbeiten und Einfriedungsarbeiten,

	2. Immobilienarbeiten und andere Immobilienleistungen, die alle oder einen Teil der Bestandteile von Schwimmbädern, Saunen, Minigolfanlagen, Tennisplätzen und ähnlichen Einrichtungen zum Gegenstand haben,

	3 die Reinigung einer ganzen beziehungsweise eines Teils einer Wohnung.

	§ 2 ­ Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent ist anwendbar auf Immobilienarbeiten und andere in Tabelle A Rubrik XXXI § 3 Nr. 3 bis 6 der Anlage zu vorliegendem Erlass aufgezählte Leistungen, die den Abbruch eines Gebäudes und den damit einhergehenden Wiederaufbau einer Wohnung zum Gegenstand haben, die zur Langzeitvermietung in einem sozialpolitischen Kontext bestimmt ist und auf derselben Katasterparzelle wie dieses Gebäude steht.

	Für den Vorteil des ermäßigten Steuersatzes müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:

	1. Die Leistungen betreffen ein Gebäude, das nach Ausführung der Arbeiten vom Bauherrn als Wohnung an eine Agentur für Sozialwohnungen oder an eine von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassene Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau vermietet wird oder das vom Bauherrn als Wohnung im Rahmen eines Verwaltungsmandats vermietet wird, das einer Agentur für Sozialwohnungen oder einer von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassenen Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau erteilt worden ist.

	2. Der Bauherr:

	a) sendet vor dem Zeitpunkt, zu dem gemäß den Artikeln 22 und 22bis § 1 des Gesetzbuches der Steueranspruch entsteht, eine Erklärung an die vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten angegebene elektronische Adresse. In dieser Erklärung wird angegeben, dass das Gebäude, das er abreißen und wieder aufbauen lässt, dazu bestimmt ist, während eines Zeitraums von mindestens fünfzehn Jahren als Wohnung an oder über eine Agentur für Sozialwohnungen oder eine von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassene Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau vermietet zu werden; beigefügt wird dieser Erklärung eine Abschrift:

	- der Städtebaugenehmigung,

	- des Unternehmensvertrags beziehungsweise der Unternehmensverträge,

	b) händigt dem beziehungsweise den Dienstleistenden eine Abschrift der in Buchstabe a) erwähnten Erklärung aus.

	3. Der Zeitpunkt, zu dem gemäß den Artikeln 22 und 22bis § 1 des Gesetzbuches der Steueranspruch entsteht, tritt spätestens am 31. Dezember des Jahres der ersten Ingebrauch-nahme oder der ersten Inbesitznahme der Wohnung ein.

	4. Auf den vom Dienstleistenden ausgestellten Rechnungen und den Duplikaten, die er aufbewahrt, ist auf der Grundlage der in Nr. 2 Buchstabe b) erwähnten Abschrift der Erklärung das Bestehen der Voraussetzungen, die die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes rechtfertigen, angegeben; außer bei Kollusion zwischen den Parteien oder offensichtlicher Nichteinhaltung der vorliegenden Bestimmung befreit die in Nr. 2 Buchstabe a) erwähnte Erklärung des Kunden den Dienstleistenden von seiner Verantwortlichkeit in Bezug auf die Festlegung des Steuersatzes.

	Der ermäßigte Steuersatz ist nicht anwendbar auf:

	1. Immobilienarbeiten und andere Immobilienleistungen, die sich nicht auf die Wohnung im eigentlichen Sinne beziehen, wie Pflanzenanbau- oder Gartenarbeiten und Einfriedungsarbeiten,

	2. Immobilienarbeiten und andere Immobilienleistungen, die alle oder einen Teil der Bestandteile von Schwimmbädern, Saunen, Minigolfanlagen, Tennisplätzen und ähnlichen Einrichtungen zum Gegenstand haben,

	3 die Reinigung einer ganzen beziehungsweise eines Teils einer Wohnung.

	§ 3 ­ Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent ist anwendbar auf Lieferungen von Wohnungen und dem dazugehörigen Grund und Boden und auf Begründungen, Abtretungen oder Rückabtretungen dinglicher Rechte im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzbuches an einer Wohnung und dem dazugehörigen Grund und Boden, die nicht gemäß Artikel 44 § 3 Nr. 1 des Gesetzbuches steuerfrei sind, durch den Steuerpflichtigen, der den Abbruch eines Gebäudes und den damit einhergehenden Wiederaufbau einer Wohnung vorgenommen hat, die auf derselben Katasterparzelle wie dieses Gebäude gelegen ist, wenn:

	1. der Antrag auf Städtebaugenehmigung für die Leistungen zum Wiederaufbau einer Wohnung vor dem 1. Juli 2023 bei der zuständigen Behörde eingereicht worden ist,

	2. der Steueranspruch in Bezug auf diese Leistungen gemäß Artikel 17 § 1 des Gesetzbuches spätestens am 31. Dezember 2024 entsteht.

	Für den Vorteil des ermäßigten Steuersatzes müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:

	1. Die in Absatz 1 erwähnte Leistung betrifft eine Wohnung, die nach der Lieferung:

	a) entweder zum Zeitpunkt der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme als einzige Wohnung und hauptsächlich als eigene Wohnung im Sinne von Artikel 5/5 § 4 Absatz 2 bis 8 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen vom Erwerber genutzt wird, der eine natürliche Person ist und dort unverzüglich seinen Wohnsitz nimmt, und eine Gesamtwohnfläche von höchstens 200 m2 hat,

	b) oder vom Erwerber an eine Agentur für Sozialwohnungen oder eine von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassene Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau vermietet wird oder im Rahmen eines Verwaltungsmandats vermietet wird, das der Erwerber einer solchen Agentur oder Gesellschaft erteilt hat.

	2. Der Lieferer:

	a) sendet vor dem Zeitpunkt, zu dem gemäß Artikel 17 § 1 des Gesetzbuches der Steueranspruch entsteht, oder im Falle eines Kaufs ab Plan vor dem Zeitpunkt, zu dem gemäß Artikel 16 § 1 Absatz 1 des Gesetzbuches der Steuertatbestand eintritt, eine Erklärung an die vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten angegebene elektronische Adresse. In dieser vom Erwerber des Gebäudes gegengezeichneten Erklärung wird angegeben, dass das Gebäude, das der Lieferer hat abreißen und wieder aufbauen lassen und das Gegenstand einer in Absatz 1 erwähnten Leistung ist, entweder dazu bestimmt ist, als einzige Wohnung und hauptsächlich als eigene Wohnung im Sinne von Artikel 5/5 § 4 Absatz 2 bis 8 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen vom Erwerber genutzt zu werden, der eine natürliche Person ist und dort unverzüglich seinen Wohnsitz nimmt, wobei diese Wohnung eine Gesamtwohnfläche von höchstens 200 m2 haben wird, oder dazu bestimmt ist, vom Erwerber an eine Agentur für Sozialwohnungen oder an eine von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassene Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau vermietet zu werden oder im Rahmen eines Verwaltungsmandats vermietet zu werden, das einer solchen Agentur oder Gesellschaft erteilt worden ist; beigefügt wird dieser Erklärung eine Abschrift:

	- der Städtebaugenehmigung,

	- des Unternehmensvertrags beziehungsweise der Unternehmensverträge in Bezug auf den Abbruch des Gebäudes und den Wiederaufbau der Wohnung,

	- des Vertrags oder der authentischen Urkunde in Bezug auf die in Absatz 1 erwähnte Leistung,

	b) händigt seinem Vertragspartner beziehungsweise seinen Vertragspartnern eine Abschrift der in Buchstabe a) erwähnten Erklärung aus.

	3. Auf den vom Lieferer der Güter ausgestellten Rechnungen und den Duplikaten, die er aufbewahrt, sowie auf den Vereinbarungen oder authentischen Urkunden in Bezug auf die in Absatz 1 erwähnten Leistungen ist auf der Grundlage der in Nr. 2 Buchstabe b) erwähnten Abschrift der Erklärung das Bestehen der Voraussetzungen, die die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes rechtfertigen, angegeben; außer bei Kollusion zwischen den Parteien oder offensichtlicher Nichteinhaltung der vorliegenden Bestimmung befreit die in Nr. 2 Buchstabe a) erwähnte Gegenzeichnung des Erwerbers auf der Erklärung den Lieferer der Güter von seiner Verantwortlichkeit in Bezug auf die Festlegung des Steuersatzes.

	Für die Anwendung von Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) werden bei der Bestimmung, ob die Wohnung die einzige Wohnung des Erwerbers ist, der eine natürliche Person ist, folgende Wohnungen nicht berücksichtigt:

	- andere Wohnungen, deren Miteigentümer, Nackteigentümer oder Nießbraucher er aufgrund einer Erbschaft ist,

	- eine andere Wohnung, die er als eigene Wohnung nutzt, wo er seinen Wohnsitz begründet hat und die spätestens am 31. Dezember des Jahres nach dem Jahr der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme der in Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Wohnung verkauft worden ist.

	Der ermäßigte Steuersatz ist nicht anwendbar auf den Teil des Preises, der sich auf Schwimmbäder, Saunen, Minigolfanlagen, Tennisplätze und ähnliche Einrichtungen bezieht.

	§ 4 - Die in § 1 Absatz 2 Nr. 1 und § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Bedingungen müssen erfüllt bleiben während eines Zeitraums, der frühestens wie folgt endet:

	1. in Bezug auf den Abbruch eines Gebäudes und den Wiederaufbau einer Wohnung am 31. Dezember des fünften Jahres nach dem Jahr der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme der Wohnung durch den Bauherrn, der eine natürliche Person ist,

	2. in Bezug auf die Lieferung einer Wohnung mit dem dazugehörigen Grund und Boden und die Begründung, Abtretung und Rückabtretung dinglicher Rechte an einer Wohnung und dem dazugehörigen Grund und Boden, die nicht gemäß Artikel 44 § 3 Nr. 1 des Gesetzbuches steuerfrei sind, am 31. Dezember des fünften Jahres nach dem Jahr der ersten Ingebrauchnahme oder der ersten Inbesitznahme der Wohnung durch den Erwerber, der eine natürliche Person ist.

	Sollten sich innerhalb des weiter oben genannten Zeitraums Änderungen ergeben, wodurch die in § 1 Absatz 2 Nr. 1 beziehungsweise § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Bedingungen nicht mehr erfüllt sind, muss der Bauherr, der eine natürliche Person ist, oder der Erwerber, der eine natürliche Person ist:

	1. dies in einer Erklärung vermerken, die er innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem Datum des Eintretens der Änderungen an die vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten angegebene elektronische Adresse sendet,

	2. dem Staat innerhalb der in Nr. 1 erwähnten Frist den erhaltenen Steuervorteil für das Jahr, in dem diese Änderung vorgenommen wird, und die verbleibenden Jahre in Höhe eines Fünftels pro Jahr rückführen.

	Die in Absatz 2 Nr. 2 erwähnte Rückführung wird nicht durchgeführt, wenn der Bauherr, der eine natürliche Person ist, oder der Erwerber, der eine natürliche Person ist, stirbt oder bei ordnungsgemäß nachgewiesener höherer Gewalt, die ihn endgültig daran hindert, die in § 1 Absatz 2 Nr. 1 beziehungsweise § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a) erwähnten Bedingungen zu erfüllen.

	§ 5 - Die in § 2 Absatz 2 Nr. 1 und § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b) erwähnten Bedingungen müssen erfüllt bleiben während eines Zeitraums, der frühestens am 31. Dezember des fünfzehnten Jahres nach dem Jahr der ersten Inbesitznahme oder der ersten Ingebrauchnahme der Wohnung endet. Dieser Mindestvermietungszeitraum wird je nach Fall im Mietvertrag oder im Vertrag über das Verwaltungsmandat festgelegt, der mit der Agentur für Sozialwohnungen oder mit der von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassenen Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau geschlossen wird.

	Sollten sich innerhalb des weiter oben genannten Zeitraums Änderungen ergeben, wodurch die in § 2 Absatz 2 Nr. 1 beziehungsweise § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b) erwähnten Bedingungen nicht mehr erfüllt sind, muss der Bauherr oder der Erwerber:

	1. dies in einer Erklärung vermerken, die er innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem Datum des Eintretens der Änderungen an die vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten angegebene elektronische Adresse sendet,

	2. dem Staat innerhalb der in Nr. 1 erwähnten Frist den erhaltenen Steuervorteil für das Jahr, in dem diese Änderung vorgenommen wird, und die verbleibenden Jahre in Höhe eines Fünfzehntels pro Jahr rückführen.

	Die in Absatz 2 Nr. 2 erwähnte Rückführung wird nicht durchgeführt bei ordnungsgemäß nachgewiesener höherer Gewalt, die den Bauherrn oder den Erwerber endgültig daran hindert, die in § 2 Absatz 2 Nr. 1 beziehungsweise § 3 Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b) erwähnten Bedingungen zu erfüllen.

	§ 6 - Für die Anwendung des vorliegenden Artikels wird die Gesamtwohnfläche eines Einfamilienhauses durch Addition der Flächen aller Wohnräume, gemessen von und bis zu den Innenseiten der aufgehenden Mauern, ermittelt.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels wird die Gesamtwohnfläche eines Appartements durch Addition der Flächen jedes ebenen Teils des Appartements, gemessen von und bis zu den Innenseiten der gemeinschaftlichen Grenzmauern, ermittelt. Die Fläche von gemeinschaftlichen Teilen oder Räumen, einschließlich des Flachdachs, des zentralen Vorraums, der Treppenhäuser und der Außenmauer, wird nicht berücksichtigt.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels wird die Gesamtwohnfläche einer Wohneinheit, die Teil eines integrierten Immobilienprojekts für gemeinschaftliches Wohnen ist, durch Addition der Flächen aller Wohnräume dieser Wohneinheit, gemessen von und bis zu den Innenseiten der gemeinschaftlichen Grenzmauern, ermittelt. Die Fläche der Wohnräume, die von den Bewohnern der verschiedenen Wohneinheiten des Projekts gemeinschaftlich genutzt werden, wird für jede individuelle Wohneinheit des Projekts im Verhältnis zur Anzahl der Wohneinheiten im Projekt berücksichtigt.

	Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen gelten Küchen, Wohnzimmer, Esszimmer, Schlafzimmer, bewohnbare Dach- und Kellerräume, Büros und andere zu Wohnzwecken bestimmte Räume als Wohnräume. Wohnräumen gleichgesetzt werden alle Räume, die für die Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit genutzt werden.

	Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen wird die Fläche der in Absatz 4 erwähnten Wohnräume nur dann berücksichtigt, wenn diese Räume eine Mindestfläche von 4 m2 und eine Mindesthöhe von 2 m über dem Fußboden haben.

	Der König kann vorliegenden Paragraphen abändern, ergänzen, ersetzen oder aufheben.

	§ 7 - Die vorliegende Rubrik in ihrer am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung bleibt auf Leistungen anwendbar, die in dieser Rubrik erwähnt sind und nicht in der vorliegenden Rubrik in ihrer nach dem 31. Dezember 2023 geltenden Fassung erwähnt sind, wenn:

	1. der Antrag auf Städtebaugenehmigung für die Leistungen zum Wiederaufbau einer Wohnung vor dem 1. Januar 2024 bei der zuständigen Behörde eingereicht worden ist,

	2. der Steueranspruch in Bezug auf diese Leistungen gemäß den Artikeln 22 und 22bis § 1 des Gesetzbuches spätestens am 31. Dezember 2024 entsteht.

	§ 8 ­ Die Leistungen, die in vorliegender Rubrik in ihrer am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung erwähnt sind, sind Gegenstand der in § 1 Absatz 2 Nr. 2 oder § 2 Absatz 2 Nr. 2 erwähnten Formalitäten, wenn auf diese Leistungen ab dem 1. Januar 2025 aufgrund von § 1 oder § 2 der vorliegenden Rubrik in ihrer nach dem 31. Dezember 2023 geltenden Fassung der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent anwendbar ist.

	In dem in Absatz 1 erwähnten Fall wird die in § 1 Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a) oder § 2 Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a) erwähnte Erklärung spätestens am 31. März 2025 gemäß den in diesen Bestimmungen erwähnten Modalitäten versendet."


	Art. 59 - In Artikel 1quater desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 10. Februar 2009, ersetzt durch das Programmgesetz vom 20. Dezember 2020 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2022, wird § 7 aufgehoben.


	Art. 60 - Artikel 58 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

	Artikel 59 wird wirksam mit 1. Juli 2023.


Abschnitt 2 - Ermäßigter Mehrwertsteuersatz für die Installation von Wärmepumpen


	Art. 61 - Artikel 1quater/1 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 27. März 2022, bestätigt durch das Gesetz vom 16. Oktober 2022, und zuletzt abgeändert durch dasselbe Gesetz, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 1quater/1 - § 1 - In Abweichung von Artikel 1 unterliegen Immobilienarbeiten, die die Lieferung mit Installation von Wärmepumpen in, auf oder in unmittelbarer Nähe von Wohnungen zum Gegenstand haben, ab dem 1. April 2022 bis zum 31. Dezember 2024 dem ermäßigten Steuersatz von 6 Prozent, mit Ausnahme von Wärmepumpen, die mit einer anderen Heizungsanlage kombiniert sind, die:

	1. mit der Wärmepumpe an dasselbe gemeinsame Wassersystem zur Wärmeverteilung angeschlossen ist,

	2. eine andere Energiequelle als Elektrizität nutzt,

	3. sowohl autonom als auch gleichzeitig funktionieren kann,

	4. gleichzeitig oder nicht gleichzeitig mit der Wärmepumpe installiert worden ist.

	Sofern es sich nicht um eine Immobilienarbeit im Sinne von Absatz 1 handelt, gilt dies auch für die Leistung, die sowohl die Lieferung als auch die Befestigung an oder die Installation in unmittelbarer Nähe eines Gebäudes der in Absatz 1 erwähnten Wärmepumpen als Bestandteile oder Teile von Bestandteilen einer Sanitär- oder Zentralheizungsanlage umfasst.

	§ 2 ­ Die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes unterliegt folgenden Bedingungen:

	1. Die Leistungen werden einem Endverbraucher im Sinne der Tabelle A Rubrik XXXI §§ 1 und 2 der Anlage zu vorliegendem Erlass erbracht und in Rechnung gestellt.

	2. Die Leistungen beziehen sich auf eine Wohnung, die nach Erbringung dieser Leistungen tatsächlich entweder ausschließlich oder hauptsächlich als Privatwohnung genutzt wird.

	3. Die Leistungen werden an einer Wohnung erbracht, deren erste Ingebrauchnahme in einem Kalenderjahr stattgefunden hat, das weniger als zehn Jahre vor der ersten Rechnung in Bezug auf diese Leistungen liegt.

	4. Die Wärmepumpen, die Gegenstand der in § 1 erwähnten Leistungen sind, entsprechen den Richtwerten in Bezug auf Emissionen nach Anhang V der Verordnung (EU) 2015/1189 der Kommission vom 28. April 2015 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Festbrennstoffkesseln beziehungsweise Anhang V der Verordnung (EU) 2015/1185 der Kommission vom 24. April 2015 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Festbrennstoff-Einzelraumheizgeräten und haben ein EU-Energieetikett erhalten, das bescheinigt, dass das in Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die Energieverbrauchskennzeichnung und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU erwähnte Kriterium erfüllt ist.

	5. Auf der vom Dienstleistenden ausgestellten Rechnung und dem Duplikat, das er aufbewahrt, werden das Bestehen der Voraussetzungen, die die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes rechtfertigen, und folgender Vermerk angegeben:

	"Mehrwertsteuersatz: In Ermangelung einer schriftlichen Beanstandung innerhalb einer Frist von einem Monat ab Erhalt der Rechnung wird davon ausgegangen, dass der Kunde anerkennt, dass (1) die Arbeiten an einer Wohnung durchgeführt werden, deren erste Ingebrauchnahme in einem Kalenderjahr stattgefunden hat, das weniger als zehn Jahre vor dem Datum der ersten Rechnung in Bezug auf diese Arbeiten liegt, (2) die Wohnung nach Durchführung dieser Arbeiten entweder ausschließlich oder hauptsächlich als Privatwohnung genutzt wird und (3) diese Arbeiten einem Endverbraucher erbracht und in Rechnung gestellt werden. Wenn mindestens eine dieser Bedingungen nicht erfüllt ist, ist der normale Mehrwertsteuersatz von 21 Prozent anwendbar und übernimmt der Kunde in Bezug auf diese Bedingungen die Verantwortlichkeit für die Zahlung der geschuldeten Steuer und der geschuldeten Zinsen und Geldbußen."

	Außer bei Kollusion zwischen den Parteien wird der Dienstleistende von der Verantwortlichkeit hinsichtlich der in Absatz 1 Nr. 5 erwähnten Bedingungen in Bezug auf die Festlegung des Steuersatzes befreit, wenn der Kunde die Rechnung gemäß Absatz 1 Nr. 5 nicht schriftlich beanstandet.

	Der ermäßigte Steuersatz ist nicht anwendbar auf die in § 1 erwähnten Leistungen in Bezug auf Wärmepumpen, die ausschließlich die Wärmeversorgung von Teilen einer Wohnung sicherstellen, die nicht zu Wohnzwecken im engeren Sinne genutzt werden, wie Schwimmbäder, Saunen und ähnliche Einrichtungen."


	Art. 62 - Artikel 61 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.


(...)




TITEL 5 - Selbständige


KAPITEL 1 - Register der aktiven Gesellschafter und Helfer und Einbehaltungspflicht für Selbständige


(...)


Abschnitt 2 - Abänderungen des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 72 - Artikel I.4 des Wirtschaftsgesetzbuches wird durch Nummern 6 und 7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"6. aktiver Gesellschafter: Person wie in Artikel 23bis/1 des Königlichen Erlasses Nr. 38 vom 27. Juli 1967 zur Einführung des Sozialstatuts der Selbständigen bestimmt,

	7. Helfer: Person wie in Artikel 6 des Königlichen Erlasses Nr. 38 vom 27. Juli 1967 zur Einführung des Sozialstatuts der Selbständigen bestimmt, mit Ausnahme der in den Artikeln 7 und 7bis desselben Erlasses erwähnten Personen."


	Art. 73 - In Artikel III.15 Absatz 3 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "und ihrer Beauftragten" durch die Wörter ", ihrer Beauftragten, ihrer aktiven Gesellschafter und ihrer Helfer" ersetzt.


	Art. 74 - In Artikel III.18 § 1 Nr. 6 desselben Gesetzbuches werden die Wörter "und Bevollmächtigten" durch die Wörter ", Bevollmächtigten, aktiven Gesellschafter und Helfer" ersetzt.


	Art. 75 - In Artikel III.21 desselben Gesetzbuches wird das Wort "dürfen" durch die Wörter "dürfen oder müssen" ersetzt.


	Art. 76 - In Artikel III.29 § 1 desselben Gesetzbuches werden Nummern 8/1 und 8/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"8/1. Namen und Vornamen der aktiven Gesellschafter,

	8/2. Namen und Vornamen der Helfer,".




Abschnitt 3 - Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen


	Art. 77 - Vorliegendes Kapitel tritt an einem vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festzulegenden Datum und spätestens am 1. Juli 2024 in Kraft.


	Art. 78 - § 1 - Die Gesellschaft, in der eine Person im Halbjahr des Inkrafttretens von Artikel 23bis/1 eine Tätigkeit als aktiver Gesellschafter aufnimmt, ist verpflichtet, die in diesem Artikel erwähnten Informationen über diese Person vor Ende des Halbjahres des Inkrafttretens dieses Artikels zu übermitteln.

	Für aktive Gesellschafter, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens von Artikel 23bis/1 ihre Tätigkeit in einer Gesellschaft bereits ausüben, ist diese Gesellschaft verpflichtet, die Informationen über die aktiven Gesellschafter vor Ende des Halbjahres des Inkrafttretens dieses Artikels zu übermitteln.

	§ 2 - Der Selbständige, der von einem Helfer unterstützt wird, der im Halbjahr des Inkrafttretens von Artikel 23bis/2 eine Tätigkeit als Helfer aufnimmt, ist verpflichtet, die in diesem Artikel erwähnten Informationen über diese Person vor Ende des Halbjahres des Inkrafttretens dieses Artikels zu übermitteln.

	Für Helfer, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens von Artikel 23bis/2 ihre Tätigkeit bereits ausüben, ist der Selbständige verpflichtet, die Informationen über die Helfer vor Ende des Halbjahres des Inkrafttretens dieses Artikels zu übermitteln.


(...)


TITEL 6 - Wirtschaft


EINZIGES KAPITEL - Abänderungen des Wirtschaftsgesetzbuches


	Abschnitt 1 - Abänderung von Buch I des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 82 - In Buch I Titel 2 Kapitel 13 des Wirtschaftsgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 28. März 2014, wird ein Artikel I.21/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. I.21/1 - Folgende Begriffsbestimmungen gelten für Buch XVII Titel 1/1:

	1. illegaler Betrieb eines Online-Glücksspiels: Betreiben im Sinne von Artikel 2 Nr. 2 des Gesetzes vom 7. Mai 1999 über die Glücksspiele, die Wetten, die Glücksspieleinrichtungen und den Schutz der Spieler eines Glücksspiels im Sinne von Artikel 2 Nr. 1 desselben Gesetzes oder einer Wette im Sinne von Artikel 2 Nr. 5 desselben Gesetzes mittels Instrumenten der Informationsgesellschaft im Sinne von Artikel 2 Nr. 10 desselben Gesetzes, ohne über eine in Artikel 25 desselben Gesetzes erwähnte Zusatzlizenz zu verfügen."


Abschnitt 2 - Abänderungen von Buch XVII des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 83 - In Buch XVII desselben Gesetzbuches wird die Überschrift von Titel 1/1, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juni 2022, wie folgt ersetzt:

	"Titel 1/1 - Vorläufige Maßnahmen bei einer Online-Verletzung des Urheberrechts, eines verwandten Schutzrechts oder des Rechts eines Herstellers von Datenbanken oder bei illegalem Betrieb eines Online-Glücksspiels".


	Art. 84 - Artikel XVII.34/1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juni 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 werden zwischen dem Wort "Datenbanken" und den Wörtern "kann der Präsident des Unternehmensgerichts" die Wörter "oder eines illegalen Betriebs eines Online-Glücksspiels" eingefügt.

	2. Paragraph 2 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Bei illegalem Betrieb eines Online-Glücksspiels wird die Klage auf Veranlassung eines Interessehabenden eingereicht."

	3. Ein § 6/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 6/1 - Der Präsident des Unternehmensgerichts gibt der Klage statt, wenn er feststellt, dass ein illegaler Betrieb eines Online-Glücksspiels vorliegt.

	Wenn eine Klage durch einseitigen Antrag eingereicht wird, gilt die Vermutung der in Artikel 584 Absatz 1 des Gerichtsgesetzbuches erwähnten Dringlichkeit oder der in Artikel 584 Absatz 4 des Gerichtsgesetzbuches erwähnten absoluten Notwendigkeit."


	Art. 85 - Artikel XVII.34/3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juni 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 werden zwischen den Wörtern "verwandter Schutzrechte" und dem Wort "einzurichten" die Wörter "und zur Bekämpfung des illegalen Betriebs von Online-Glücksspielen" eingefügt.

	2. Paragraph 6 Absatz 1 wird durch die Wörter ", die auf einer Online-Verletzung des Urheberrechts, eines verwandten Schutzrechts oder des Rechts eines Herstellers von Daten-banken beruhen" ergänzt.

	3. In § 8 werden die Wörter ", die vom Präsidenten des Unternehmensgerichts in Anwendung von Artikel XVII.34/1 festgestellt wurde," durch die Wörter "oder den illegalen Betrieb von Online-Glücksspielen wie vom Präsidenten des Unternehmensgerichts in Anwendung von Artikel XVII.34/1 festgestellt" ersetzt.

	4. Paragraph 8 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Der in § 1 erwähnte Dienst kann hinsichtlich des illegalen Betriebs von Online-Glücksspielen die Stellungnahme der durch Artikel 9 des Gesetzes vom 7. Mai 1999 über die Glücksspiele, die Wetten, die Glücksspieleinrichtungen und den Schutz der Spieler eingesetzten Kommission für Glücksspiele einholen, die innerhalb fünfzehn Tagen nach Eingang des Antrags antwortet."


	Art. 86 - In Artikel XVII.34/4 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. Juni 2022, werden zwischen den Wörtern "vorläufigen Maßnahmen werden" und den Wörtern "auf Antrag einer Person" die Wörter "bei einer Verletzung des Urheberrechts, eines verwandten Schutzrechts oder des Rechts eines Herstellers von Datenbanken" eingefügt.


	Art. 87 - Die Bestimmungen des vorliegenden Abschnitts treten an dem vom König festgelegten Datum in Kraft.


TITEL 7 - Arbeit


KAPITEL 1 - Verwendung des Registrierkassensystems


	Art. 88 - Verstöße, die durch Artikel 137/5 des Sozialstrafgesetzbuches, eingefügt durch das Programmgesetz vom 22. Dezember 2023, bestraft werden, werden gemäß dem Sozialstrafgesetzbuch ermittelt, festgestellt und bestraft.

	Die Sozialinspektoren verfügen über die in den Artikeln 23 bis 49 des Sozialstrafgesetzbuches erwähnten Befugnisse, wenn sie von Amts wegen oder auf Antrag im Rahmen ihres Informations-, Beratungs- und Überwachungsauftrags handeln.


	Art. 89 - In Buch II Kapitel 1 Abschnitt 5 des Sozialstrafgesetzbuches wird ein Artikel 137/5 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 137/5 - Verwendung des Registrierkassensystems

	Mit einer Sanktion der Stufe 3 werden Arbeitgeber, ihre Angestellten oder ihre Beauftragten bestraft, die das Registrierkassensystem, das im Königlichen Erlass vom 30. Dezember 2009 zur Bestimmung der Definition eines Registrierkassensystems im Horeca-Sektor und der Bedingungen, die ein solches System erfüllen muss, erwähnt ist, nicht oder nicht ordnungsgemäß verwendet haben, obwohl dies gemäß den steuerrechtlichen Bestimmungen erforderlich ist.

	Wurde der Verstoß wissentlich und willentlich begangen, wird er mit einer Sanktion der Stufe 5 bestraft."



KAPITEL 2 - Zielgruppenermäßigung kollektive Arbeitszeitverkürzung


	Art. 90 - Artikel 350 Absatz 3 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002 wird durch die Wörter ", sofern ihre normale durchschnittliche Wochenarbeitszeit mindestens 28 Stunden beträgt." ergänzt.


	Art. 91 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2024 in Kraft und gilt für Arbeitszeitverkürzungen, die ab dem 1. November 2023 eingeführt werden.


KAPITEL 3 - Aktivierungsbeitrag


	Art. 92 - Artikel 38 § 3septdecies des Gesetzes vom 29. Juni 1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der sozialen Sicherheit für Lohnempfänger, eingefügt durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022, wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 werden die Wörter "die während eines vollständigen Quartals keine Leistungen bei demselben Arbeitgeber erbringen" durch die Wörter "die während eines vollständigen Quartals bei demselben Arbeitgeber keine Arbeitsleistung erbringen oder eine Arbeitsleistung erbringen, die weniger als einem Drittel der Wochenarbeitszeit der Vollzeitarbeitnehmer derselben Kategorie in dem Unternehmen entsprechen" ersetzt.

	b) In Absatz 4 werden die Wörter "von jeglicher Arbeitsleistung" durch die Wörter "von mehr als 2/3 seiner Arbeitsleistung" ersetzt, die Wörter "20 Prozent" jeweils durch die Wörter "50 Prozent" ersetzt, die Wörter "15 Prozent" durch die Wörter "45 Prozent" ersetzt und die Wörter "10 Prozent" durch die Wörter "40 Prozent" ersetzt.

	c) In Absatz 5 werden die Wörter "verpflichtet gewesen ist, an einer von seinem Arbeitgeber organisierten Ausbildung von mindestens 15 Tagen über einen Zeitraum vier aufeinanderfolgenden Quartalen teilzunehmen" durch die Wörter "verpflichtet gewesen ist, während der ersten vier Quartale eine Outplacement-Begleitung von 60 Stunden zu absolvieren, die dem Wert eines Zwölftels der jährlichen Entlohnung für das Kalenderjahr vor der Freistellung von der Arbeitsleistung entspricht, mit einem Mindestwert von 1.800 EUR und einem Höchstwert von 5.500 EUR, und die die in Artikel 11/4 des Gesetzes vom 5. September 2001 zur Verbesserung des Arbeitnehmerbeschäftigungsgrades erwähnten Qualitätskriterien erfüllt" ersetzt.

	d) In Absatz 8 werden die Wörter "der oben erwähnten Ausbildung" durch die Wörter "der in den vorhergehenden Absätzen erwähnten Outplacement-Begleitung oder Ausbildung" ersetzt.

	e) Die Absätze 9, 10 und 11 werden aufgehoben.


	Art. 93 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.


(...)


KAPITEL 5 - Zuschlag bei zeitweiliger Arbeitslosigkeit


	Art. 100 - In Artikel 29 Absatz 1 zweiter Satz des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 5. November 2023, werden die Wörter "und zwar für jeden Tag ab dem siebenundzwanzigsten Tag" durch die Wörter "und zwar für jeden durch Arbeitslosengeld bei zeitweiliger Arbeitslosigkeit gedeckten Tag ab dem siebenundzwanzigsten Tag" ersetzt.


	Art. 101 - In Artikel 29 desselben Gesetzes wird Absatz 4 wie folgt ersetzt:

	"Arbeitgeber sind nicht verpflichtet, diesen Zuschlag zu zahlen, wenn auf Arbeitnehmer ein kollektives Arbeitsabkommen anwendbar ist, aufgrund dessen ihnen bei zeitweiliger Arbeitslosigkeit die Zahlung eines Prozentsatzes ihrer Entlohnung garantiert wird, und zwar nur, sofern dieser Prozentsatz dem Arbeitnehmer einen Betrag sichert, der mindestens dem entspricht, worauf er aufgrund von Absatz 1 Anspruch hätte."


	Art. 102 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.


(...)


TITEL 9 - Pensionen


EINZIGES KAPITEL - Abänderung des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales


	Art. 157 - In Artikel 3 Nr. 7 des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales, eingefügt durch das Programmgesetz vom 25. Dezember 2017, werden die Wörter "und b)" aufgehoben.


	Art. 158 - Artikel 157 wird wirksam mit 1. Januar 2023.




TITEL 10 - Soziale Angelegenheiten


(...)


KAPITEL 3 - Arbeitsbonus


	Art. 179 - Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 1999 zur Gewährung eines Arbeitsbonus an Lohnempfänger mit Niedriglöhnen und anderer Ermäßigungen der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 10. August 2015, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 Absatz 1 werden zwischen dem Wort "Arbeitsbonus" und den Wörtern "in Form einer Ermäßigung" die Wörter ", unterteilt in einen Teil A und einen Teil B," eingefügt.

	2. Der Textteil von § 1, der mit den Wörtern "Für Vollzeitarbeitnehmer mit vollständigen Leistungen:" beginnt und mit den Wörtern "gemäß den durch Königlichen Erlass festgelegten Modalitäten proportional angewandt." endet, wird aufgehoben.

	3. Ein § 1/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 1/1 - Teil A wird für Vollzeitarbeitnehmer mit vollständigen Leistungen wie folgt berechnet:

	a) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn über S2 liegt: 0 EUR.

S2 entspricht dem durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommen, das am 1. April 2022 anwendbar ist, multipliziert mit 157,6814 Prozent und ab diesem Datum an die Entwicklung des Indexes gemäß Artikel 2 § 2 Absatz 3 des vorliegenden Gesetzes angepasst,

	b) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn höchstens S1bis entspricht: ein vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festzulegender Höchstbetrag (multipliziert mit 1,08 für Handarbeiter), gerundet auf zwei Dezimalstellen nach dem Komma, wobei 0,005 aufgerundet wird.

	S1bis entspricht dem durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommen, multipliziert mit 131,5328 Prozent,

	c) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn höher als S1bis ist und höchstens S2 entspricht: ein proportional degressiver Betrag auf der Grundlage der durch Königlichen Erlass festgelegten Modalitäten zwischen dem vom König durch im Ministerrat beratenen Erlass festzulegenden Höchstbetrag, wie in Artikel 2 § 1/1 Buchstabe b) vorgesehen, und 0,00 EUR,

	d) für Vollzeitarbeitnehmer mit unvollständigen Leistungen, für Teilzeitarbeitnehmer, für Arbeitnehmer, deren Lohn nach einer anderen als monatlichen Periodizität gezahlt wird, und für Lohnempfänger, die innerhalb eines Monats im Rahmen aufeinanderfolgender Vereinbarungen eingestellt worden sind, wird vorerwähnte Ermäßigungsstruktur gemäß den durch Königlichen Erlass festgelegten Modalitäten proportional angewandt."

	4. Ein § 1/2 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 1/2 - Teil B wird für Vollzeitarbeitnehmer mit vollständigen Leistungen wie folgt berechnet:

	a) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn über S1bis liegt: 0 EUR.

	S1bis entspricht dem in § 1/1 Buchstabe b) Absatz 2 bestimmten Betrag,

	b) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn höchstens S1 entspricht: ein vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festzulegender Höchstbetrag (multipliziert mit 1,08 für Handarbeiter), gerundet auf zwei Dezimalstellen nach dem Komma, wobei 0,005 aufgerundet wird.

	S1 entspricht dem durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommen, multipliziert mit 103 Prozent,

	c) für Arbeitnehmer, deren Monatslohn höher als S1 ist und höchstens S1bis entspricht: ein proportional degressiver Betrag auf der Grundlage der durch Königlichen Erlass festgelegten Modalitäten zwischen dem vom König durch im Ministerrat beratenen Erlass festzulegenden Höchstbetrag, wie in Artikel 2 § 1/2 Buchstabe b) vorgesehen, und 0,00 EUR,

	d) für Vollzeitarbeitnehmer mit unvollständigen Leistungen, für Teilzeitarbeitnehmer, für Arbeitnehmer, deren Lohn nach einer anderen als monatlichen Periodizität gezahlt wird, und für Lohnempfänger, die innerhalb eines Monats im Rahmen aufeinanderfolgender Vereinbarungen eingestellt worden sind, wird vorerwähnte Ermäßigungsstruktur gemäß den durch Königlichen Erlass festgelegten Modalitäten proportional angewandt."

	5. Ein § 1/3 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 1/3 - Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes versteht man unter "durchschnittlichem monatlichen Mindesteinkommen" das in Artikel 3 des kollektiven Arbeitsabkommens Nr. 43 vom 2. Mai 1988 zur Abänderung und Koordinierung der kollektiven Arbeitsabkommen Nr. 21 vom 15. Mai 1975 und Nr. 23 vom 25. Juli 1975 über die Gewährleistung eines durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommens erwähnte durchschnittliche monatliche Mindesteinkommen."

	6. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter "wie in Artikel 2 § 1 Buchstabe b) vorgesehen" durch die Wörter "wie in Artikel 2 §§ 1/1 Buchstabe b) und 1/2 Buchstabe b) vorgesehen" ersetzt.

	7. Paragraph 2 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, was unter Lohn, unter Monatslohn, unter Vollzeitarbeitnehmern mit vollständigen Leistungen, unter Vollzeitarbeitnehmern mit unvollständigen Leistungen, unter Teilzeitarbeitnehmern und unter proportional degressivem Betrag zu verstehen ist. Er kann ebenfalls durch einen im Ministerrat beratenen Erlass gemäß den von Ihm festzulegenden Modalitäten auf einen Höchstbetrag verweisen und vorsehen, dass der individuelle Lohn eines Arbeitnehmers ein neuer bestimmender Faktor ist. Er bestimmt auch die Modalitäten der Begrenzung der in § 1, § 1/1 und § 1/2 des vorliegenden Artikels, Artikel 3bis, Artikel 3bis/1 und Artikel 3bis/2 vorgesehenen Ermäßigungen bis zum Betrag des Eigenbeitrags auf die von Ihm bestimmten Entlohnungsbestandteile. Er kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass (für alle Arbeitnehmer oder für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern) die Beträge der Lohngrenzen und der in § 1, § 1/1 und § 1/2 vorgesehenen Beitragsermäßigung ändern."

	8. In § 2 werden die heutigen Absätze 4 und 5 aufgehoben.


	Art. 180 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. April 2024 in Kraft.




KAPITEL 4 - Flexi-Jobs


Abschnitt 1 - Abänderung des Gesetzes vom 29. Juni 1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der sozialen Sicherheit für Lohnempfänger


	Art. 181 - Artikel 38 § 3sexdecies des Gesetzes vom 29. Juni 1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der sozialen Sicherheit für Lohnempfänger, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 16. Juli 2015, wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 werden die Wörter "25 Prozent" durch die Wörter "28 Prozent" ersetzt.

	b) In Absatz 3 werden die Wörter "die Erklärungen zum Nachweis der Beiträge," aufgehoben.

	c) Zwischen den Absätzen 3 und 4 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Für die Erklärung zum Nachweis der Beiträge gelten die Fristen, die in Artikel 21/1 des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer bestimmt sind."


Abschnitt 2 - Abänderung des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales


	Art. 182 - Artikel 2 des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 16. Dezember 2023, wird wie folgt abgeändert:

	a) Dem Absatz werden die Wörter "§ 1" vorangestellt und der heutige Wortlaut von Artikel 2 bildet § 1.

	b) In Absatz 1 Nr. 12 werden die Wörter "mit Ausnahme der künstlerischen, künstlerisch-technischen und künstlerisch-unterstützenden Funktionen, die die im Gesetz vom 16. Dezember 2022 zur Schaffung der Kommission für Kunstarbeit und zur Verbesserung des Sozialschutzes der Kunstschaffenden erwähnten Tätigkeiten umfassen," aufgehoben

	c) In Absatz 1 Nummer 13 werden die Wörter "mit Ausnahme von Funktionen, die Aufgaben umfassen, die in den sachlichen Anwendungsbereich des koordinierten Gesetzes vom 10. Mai 2015 über die Ausübung der Gesundheitspflegeberufe fallen," aufgehoben.

	d) In Absatz 1 wird eine Nummer 14/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"14/1. der Paritätischen Kommission für die Nahrungsmittelindustrie (PK 118), die zu einem der folgenden paritätischen Untersektoren gehört:

	a) 118.03 industrielle und handwerkliche Bäckereien, handwerkliche Konditoreien, handwerkliche Speiseeiskonditoren und Kaffeestuben in handwerklichen Konditoreien,

	b) 118.07 Brauereien und Mälzereien,

	c) 118.08 Getränkeindustrie,

	d) 118.09 Gemüseindustrie,

	e) 118.10 Obstindustrie,

	d) 118.11 Fleischindustrie,

	g) 118.12 Milcherzeugnisse,

	h) 118.14 Schokoladenfabriken - Süßwarenherstellung,

	i) 118.21 Kartoffelverarbeitungsindustrie,

	j) 118.22 Kartoffelschälbetriebe."

	e) Absatz 1 wird durch die Nummern 15 bis 24 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"15. der Paritätischen Kommission für Autowerkstätten (PK 112),

	16. der Paritätischen Kommission für Bestattungsunternehmen (PK 320),

	17. der Paritätischen Kommission für Betriebe für technische Landwirtschafts- und Gartenbauarbeiten (PK 132),

	18. der Paritätischen Kommission für die Landwirtschaft (PK 144),

	19. der Paritätischen Kommission für Gartenbauunternehmen (PK 145),

	20. der Paritätischen Hilfskommission für Angestellte (PK 200) mit der Haupttätigkeit Fahrschulen, wie in NACE-Code 85.531 beschrieben,

	21. der Paritätischen Kommission für Gebäudeverwaltung, Immobilienmakler und Hausangestellte (PK 323),

	22. der Paritätischen Unterkommission für den Umzug (PUK 140.05),

	23. der Paritätischen Unterkommission für Linienbusse und Reisebusse (PUK 140.01),

	24. dem Gesetz vom 5  Dezember 1968 über die kollektiven Arbeitsabkommen und die paritätischen Kommissionen, und deren Haupttätigkeit im Veranstaltungssektor angesiedelt ist und aus einer der folgenden Tätigkeiten besteht:

	a) Ausübung darstellender Künste, das heißt Ausübung darstellender Künste durch selbständige Künstler (NACE 90.011) und Ausübung darstellender Künste durch künstlerische Ensembles (NACE 90.012),

	b) Konzeption und Bau von Bühnenbildern (NACE 90.022),

	c) spezialisierte bild-, beleuchtungs- und tontechnische Dienste (NACE 90.023),

	d) unterstützende Tätigkeiten für die darstellenden Künste (NACE 90.029),

	e) Ausübung künstlerischen Schaffens (NACE 90.031),

	f) unterstützende Tätigkeiten für künstlerisches Schaffen (NACE 90.032);

	g) Betreibung von Konzertsälen, Theatern, Musikhallen, Kabaretts und anderen Einrichtungen für darstellende Künste (NACE 90.041),

	h) Betreibung von Tonstudios für Rechnung Dritter (NACE 90.041),

	i) Verwaltung und Betreibung von Kulturzentren und kulturell genutzten Mehrzweckhallen (NACE 90.042),

	j) Veranstaltung von Fachmessen und Kongressen (NACE 82.300),

	k) Organisation von Sportveranstaltungen (NACE 93.199),

	l) Vermietung und Leasing von Fernsehgeräten und anderen audiovisuellen Geräten (NACE 77.292),

	m) Vermietung und Leasing von Geschirr, Besteck, Gläsern, Küchenartikeln, elektrischen Geräten und Haushaltsgeräten (NACE 77.293),

	n) Vermietung und Leasing von Zelten (NACE 77.392),

	o) Vermietung und Leasing von sonstigen Maschinen und Werkzeugen und anderen materiellen Gütern (NACE 77.399).

	Nur Tätigkeiten, die mit einem im vorhergehenden Absatz erwähnten NACE-Code in Verbindung stehen und deren Funktionen in direktem Zusammenhang mit der Organisation einer Veranstaltung stehen, kommen für Flexi-Jobs in Betracht."

	f) Im heutigen letzten Absatz werden die Wörter "den vorhergehenden Absatz durch eine paritätische Kommission ergänzen" durch die Wörter "Nr. 24 durch einen Verweis auf eine paritätische Kommission ersetzen" ersetzt.

	g) Paragraph 1, so wie er durch Buchstabe a) eingefügt worden ist, wird durch fünf Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Vorliegendes Kapitel gilt auch für öffentliche oder private Arbeitgeber und die Arbeitnehmer, die sie als Bademeister in öffentlich zugänglichen Schwimmbädern und Schwimmteichen oder am Strand beschäftigen, und zwar nur die Arbeitnehmer, die Inhaber eines Zertifikats als Rettungsschwimmer sind.

	In Bezug auf die in Nr. 14/1 bis 24 erwähnten Beschäftigungszweige können die Sozialpartner vereinbaren, Flexi-Job-Beschäftigungen ganz oder teilweise auszuschließen und sie nach dieser Entscheidung wieder ganz oder teilweise zuzulassen.

	In Bezug auf die unter das Gesetz vom 5. Dezember 1968 fallenden Beschäftigungszweige, mit Ausnahme derjenigen, die in Nr. 1 bis 14 oder in § 2 erwähnt sind, können die Sozialpartner vereinbaren, Flexi-Job-Beschäftigungen ganz oder teilweise zuzulassen oder auszuschließen oder teilweise auszuschließen.

	Die vollständige oder teilweise Zulassung oder Ausschließung erfolgt durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlass auf einstimmigen Antrag der zuständigen paritätischen Kommission oder Unterkommission und sofern die Sozialpartner darüber ein kollektives Arbeitsabkommen auf der Ebene der paritätischen Kommission oder Unterkommission abgeschlossen haben.

	Der Antrag auf Zulassung oder Ausschließung muss spätestens am 30. September gegen Empfangsbestätigung beim Landesamt für soziale Sicherheit eingereicht werden, damit er in den nächsten Königlichen Erlass aufgenommen werden kann, der am 1. Januar des folgenden Jahres in Kraft tritt."

	h) Der Artikel wird durch die Paragraphen 2, 3 und 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 2 - Die Anwendung dieses Kapitels kann ebenfalls zugelassen oder ausgeschlossen werden für:

	1. Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die der Paritätischen Kommission für den flämischen Sektor der Sozialhilfe und der Gesundheitspflege (PK 331) angehören, deren Haupttätigkeit die Kinderbetreuung (NACE 88.91) ist, oder, in Bezug auf Arbeitgeber, die nicht unter dasselbe Gesetz vom 5. Dezember 1968 fallen und deren Haupttätigkeit die Kinderbetreuung (NACE 88.91) ist,

	2. das offizielle Unterrichtswesen und die bezuschussten Personalmitglieder, die in den von der Gemeinschaft bezuschussten Bildungseinrichtungen des freien Unterrichtswesens beschäftigt sind,

	3. Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Sport- und Kultursektor, sofern die Arbeitgeber nicht unter dasselbe Gesetz vom 5. Dezember 1968 fallen und ihre Haupttätigkeit der Beschreibung eines der NACE-Codes der Kategorien 93.1 oder 90 entspricht.

	Die vollständige oder teilweise Zulassung oder Ausschließung der im vorhergehenden Absatz erwähnten Beschäftigungszweige erfolgt durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlass auf Antrag des föderierten Teilgebiets. Der Antrag wird von der Föderalregierung nur unter folgenden Voraussetzungen berücksichtigt:

	1. Der Antrag wurde vorher im Konzertierungsausschuss beraten.

	2. Der Antrag betrifft nur den Teil des Beschäftigungszweigs, für den das föderierte Teilgebiet nachweist, dass es sich um Dienstleistungen handelt, die von oder im Namen der Regierung im Rahmen ihres öffentlichen Auftrags ausgeführt werden (Dienstleistungen von allgemeinem Interesse), oder, was die Kinderbetreuung betrifft, Einrichtungen und Dienste, die von der Flämischen Gemeinschaft oder der Flämischen Gemeinschaftskommission anerkannt und/oder bezuschusst werden.

	§ 3 - Ausgenommen sind in jedem Fall folgende Funktionen:

	1. künstlerische, künstlerisch-technische und künstlerisch-unterstützende Funktionen, die die im Gesetz vom 16. Dezember 2022 zur Schaffung der Kommission für Kunstarbeit und zur Verbesserung des Sozialschutzes der Kunstschaffenden erwähnten Tätigkeiten umfassen,

	2. Funktionen, die Aufgaben umfassen, die in den sachlichen Anwendungsbereich des koordinierten Gesetzes vom 10. Mai 2015 über die Ausübung der Gesundheitspflegeberufe fallen.

	§ 4 - Die vollständige oder teilweise Zulassung oder Ausschließung von Beschäftigungszweigen muss folgende Bedingungen erfüllen:

	1. Die Abgrenzung der Beschäftigungszweige erfolgt auf der Grundlage von Daten, die vom Landesamt für soziale Sicherheit überprüft werden können, insbesondere:

	a) die paritätische Kommission oder die paritätische Unterkommission,

	b) die Haupttätigkeit, die der Beschreibung der NACE-Codes entspricht,

	c) die Unternehmen eines Beschäftigungszweigs, für die ein Fonds für Existenzsicherheit zuständig ist und für die das Landesamt für soziale Sicherheit einen Beitrag auf der Grundlage von Artikel 7 des Gesetzes vom 7. Januar 1958 über die Fonds für Existenzsicherheit einnimmt,

	d) andere Kriterien, die im gegenseitigen Einvernehmen mit dem Landesamt für soziale Sicherheit vereinbart werden.

	2. Das Datum des Inkrafttretens der Ausschließung oder Zulassung wird durch einen Königlichen Erlass festgelegt. Die entsprechenden Änderungen werden in den Königlichen Erlass aufgenommen und treten am 1. Januar des folgenden Kalenderjahres in Kraft.

	3. In einem Königlichen Erlass werden alle Zulassungen und Ausschließungen gebündelt, die im folgenden Kalenderjahr in Kraft treten."


	Art. 183 - Artikel 4 § 1 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 1. April 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. Buchstabe a) wird wie folgt ersetzt:

	"a) weder zuvor noch zusätzlich im Rahmen eines anderen Arbeitsvertrags oder einer statutarischen Bestellung bei dem Arbeitgeber beschäftigt ist, bei dem er den Flexi-Job ausübt,".



	2. Der Artikel wird durch einen Buchstaben e) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"e) nicht von einem Unternehmen beschäftigt wird, das im Sinne von Artikel 1:20 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen mit dem Unternehmen verbunden ist, mit dem er einen Arbeitsvertrag für eine Beschäftigung von mindestens 4/5 einer Vollzeitstelle einer Referenzperson des Sektors hat."

	3. Paragraph 1 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Personen, die in T-3 4/5 einer Vollzeitstelle einer Referenzperson des Sektors, in dem die 4/5-Beschäftigung ausgeübt wird, innehatten und in T-4 Vollzeit gearbeitet haben, können in T und T+1 keinen Flexi-Job ausüben."


	Art. 184 - Artikel 5 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 16. Oktober 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

	"Er darf 150 Prozent des in § 2 erwähnten Mindestbasislohns nicht überschreiten, es sei denn, in einem vom König für allgemein verbindlich erklärten kollektiven Arbeitsabkommen wird eine andere Höchstgrenze festgelegt."

	2. Paragraph 2 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 2 - Der in Artikel 3 Nr. 2 erwähnte Basislohn entspricht mindestens dem Stundenlohn, der auf der Grundlage des tabellenmäßigen Lohns bestimmt wird, der für die vom Flexi-Job-Arbeitnehmer ausgeübte Funktion gilt und in einem kollektiven Arbeitsabkommen festgelegt ist.

	Für Flexi-Job-Arbeitnehmer, die nicht dem Gesetz vom 5. Dezember 1968 über die kollektiven Arbeitsabkommen und die paritätischen Kommissionen unterliegen, entspricht der Basislohn mindestens dem Stundenlohn, der auf der Grundlage des tabellenmäßigen Lohns bestimmt wird, der für die vom Arbeitnehmer ausgeübte Funktion gemäß des für ihn geltenden gesetzlichen Statuts gilt.

	Für Flexi-Job-Arbeitnehmer, für die kein tabellenmäßiger Lohn festgelegt worden ist, entspricht der Basislohn mindestens dem Stundenlohn, der auf der Grundlage des garantierten durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommens bestimmt wird, wie es im kollektiven Arbeitsabkommen Nr. 43 vom 2. Mai 1988 über die Gewährleistung eines durchschnittlichen monatlichen Mindesteinkommens vorgesehen ist.

	In Abweichung von Absatz 1 beträgt der in Artikel 3 Nr. 2 erwähnte Basislohn mindestens 10,97 EUR pro Stunde für Tätigkeiten, die im Rahmen der Paritätischen Kommission für das Hotelgewerbe (PK 302) ausgeübt werden. Dieser Mindestbetrag wird dem Verbraucherpreisindex angepasst, gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom 2. August 1971 zur Einführung einer Regelung, mit der Gehälter, Löhne, Pensionen, Beihilfen und Zuschüsse zu Lasten der Staatskasse, bestimmte Sozialleistungen, für die Berechnung bestimmter Beiträge der Sozialversicherung der Arbeitnehmer zu berücksichtigende Entlohnungsgrenzen sowie den Selbständigen im Sozialbereich auferlegte Verpflichtungen an den Verbraucherpreisindex gebunden werden."


	Art. 185 - In Kapitel 2 desselben Gesetzes wird ein Abschnitt 3/1 mit der Überschrift "Konzertierung über die Anwendung von Flexi-Jobs" eingefügt.


	Art. 186 - In Abschnitt 3/1, eingefügt durch Artikel 185, wird ein Artikel 12/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 12/1 - Arbeitgeber, die nicht in den Anwendungsbereich desselben Gesetzes vom 5. Dezember 1968 fallen, organisieren jedes Jahr und für jedes Kalenderjahr, in dem sie Flexi-Job-Arbeitnehmer beschäftigen, eine Konzertierung mit den Arbeitnehmervertretern in den zuständigen Konzertierungsorganen."


	Art. 187 - Artikel 38 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 wird zwischen dem Wort "wie" und den Wörtern "in der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013" das Wort "entweder" eingefügt.

	2. In Absatz 1 werden zwischen den Wörtern "Änderungen dieser Verordnung" und dem Wort "erwähnt" die Wörter "oder in der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor, abgeändert durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/316 der Kommission vom 21. Februar 2019, und in eventuellen späteren Änderungen dieser Verordnung" eingefügt.

	3. [Abänderung des französischen und des niederländischen Textes]

[bookmark: _Hlk215220687]	4. In Absatz 2 werden die Wörter "den in der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen erwähnten Höchstbetrag nicht zu überschreiten" durch die Wörter "den Höchstbetrag, erwähnt entweder in der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen oder in der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor, abgeändert durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/316 der Kommission vom 21. Februar 2019, und in eventuellen späteren Änderungen dieser Verordnung nicht zu überschreiten" ersetzt.




Abschnitt 3 - Abänderung des Gesetzes vom 20. September 1948 zur Organisation der Wirtschaft


	Art. 188 - Artikel 15 des Gesetzes vom 20. September 1948 zur Organisation der Wirtschaft, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. Juni 2023, wird durch einen Buchstaben p) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"p) in jedem Kalenderjahr, in dem Flexi-Job-Arbeitnehmer beschäftigt werden, eine jährliche Abstimmung zwischen dem Arbeitgeber und den Arbeitnehmervertretern über die Anwendung von Flexi-Jobs im Unternehmen organisieren."


Abschnitt 4 - Abänderung des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer


	Art. 189 - In das Gesetz vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer wird ein Artikel 21/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 21/1 - Arbeitgeber, die in Artikel 3 Nr. 3 des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales erwähnte Flexi-Job-Arbeitnehmer beschäftigen, müssen dem Landesamt für soziale Sicherheit den Flexi-Lohn und die Angaben zu den Flexi-Leistungen, die in Artikel 3 Nr. 2 desselben Gesetzes erwähnt sind, mittels eines vom Landesamt gebilligten elektronischen Verfahrens innerhalb einer vom König bestimmten Frist melden.

	Die in Absatz 1 erwähnten Daten sind dieselben Daten, die gemäß Artikel 21 des vorliegenden Gesetzes für in Artikel 3 Nr. 3 des Gesetzes vom 16. November 2015 erwähnte Flexi-Job-Arbeitnehmer übermittelt werden.

	Der Arbeitgeber muss die Daten spätestens am fünften Tag nach der Berechnung der Löhne und der Erstellung der Lohnzettel übermitteln, damit das Landesamt für soziale Sicherheit die Arbeitnehmer rechtzeitig über eine eventuelle Überschreitung der in Artikel 38 § 1 Absatz 1 Nr. 29 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 vorgesehenen steuerlichen Höchstgrenze informieren kann.

	Die Daten werden vom Landesamt für soziale Sicherheit verarbeitet und sind denselben Personen zugänglich wie die in Artikel 21 des vorliegenden Gesetzes vorgesehenen Daten.

	Die Daten werden für den gleichen Zeitraum aufbewahrt wie die in Artikel 21 des vorliegenden Gesetzes vorgesehenen Daten."




Abschnitt 5 - Abänderung des Sozialstrafgesetzbuches


	Art. 190 - Artikel 152/2 des Sozialstrafgesetzbuches, abgeändert durch das Gesetz vom 7. Februar 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. Der heutige Wortlaut wird § 1 bilden.

	2. Er wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 2 - Mit einer Sanktion der Stufe 3 wird der Arbeitgeber, sein Angestellter oder sein Beauftragter bestraft, der unter Verstoß gegen das Gesetz vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales oder seiner Ausführungserlasse einen Arbeitnehmer als Flexi-Job-Arbeitnehmer beschäftigt hat, obwohl die von diesem Arbeitnehmer erbrachten Leistungen nicht in den Anwendungsbereich der Flexi-Jobs fallen.

	Diese Sanktion gilt nur für Sektoren, wo die Abgrenzung auf NACE-Codes beruht.

	Die Geldbuße wird mit der Anzahl der betreffenden Arbeitnehmer multipliziert."


	Art. 191 - In Buch II Kapitel 2 Abschnitt 3/1 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel 152/3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 152/3 - Rahmenvertrag "Flexi-Job"

	Mit einer Sanktion der Stufe 2 wird der Arbeitgeber, sein Angestellter oder sein Beauftragter bestraft, der unter Verstoß gegen das Gesetz vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales:

	1. vor Beginn der ersten Beschäftigung keinen Rahmenvertrag mit dem Flexi-Job-Arbeitnehmer gemäß Artikel 6 und 7 des vorerwähnten Gesetzes abgeschlossen hat,

	2. den Rahmenvertrag unvollständig oder fehlerhaft erstellt hat,

	3. nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, damit der Rahmenvertrag den mit der Überwachung beauftragten Beamten und Bediensteten jederzeit zur Verfügung gehalten wird,

	4. den Rahmenvertrag nicht am Arbeitsplatz des Flexi-Job-Arbeitnehmers aufbewahrt hat.

	Für die in Absatz 1 erwähnten Verstöße wird die Geldbuße mit der Anzahl der betreffenden Arbeitnehmer multipliziert."




Abschnitt 6 - Bewertung


	Art. 192 - § 1 - Zwei Jahre nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes wird eine Bewertung des Gesetzes vom 16. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Soziales vorgenommen. Diese Bewertung soll zeigen, ob das System der Flexi-Jobs seine Ziele erreicht und welche Auswirkungen es hat, insbesondere auf den Haushalt der sozialen Sicherheit, die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben, die Entwicklung und Struktur der Beschäftigung sowie auf Arbeitsspitzen, Engpässe auf dem Arbeitsmarkt und die Gesundheit der Arbeitnehmer. Die Analysen für diese Bewertung werden vom Rechnungshof und dem Föderalen Planbüro durchgeführt und anschließend dem Nationalen Arbeitsrat übermittelt, der spätestens 30 Monate nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes einen Abschlussbericht als Stellungnahme für die Regierung erstellt.

	Nach dieser ersten Bewertung werden jährliche Folgebewertungen durchgeführt.

	§ 2 - Ferner wird diese Ausweitung zwei Jahre nach ihrem Inkrafttreten einer Bewertung unterzogen, um zu überprüfen, ob Flexi-Jobs im Veranstaltungssektor missbräuchlich genutzt werden.




Abschnitt 7 - Übergangsbestimmung


	Art. 193 - Für das Jahr 2024 ist eine vollständige oder teilweise Zulassung (oder Ausschließung) von Sektoren auf Quartalsbasis möglich.


Abschnitt 8 - Inkrafttreten


	Art. 194 - [Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.]

[Art. 194 bedingt für nichtig erklärt durch Entscheid Nr. 8/2025 des Verfassungsgerichtshofs vom 30. Januar 2025 (B.S. vom 28. Februar 2025) und durch Entscheid Nr. 66/2025 des Verfassungsgerichtshofs vom 24. April 2025 (B.S. vom 26. Mai 2025)]


(...)


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 22. Dezember 2023


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Premierminister
A. DE CROO

Der Minister der Wirtschaft und der Arbeit
P.-Y. DERMAGNE

Der Minister der Selbständigen
D. CLARINVAL

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

Der Minister der Sozialen Angelegenheiten und der Volksgesundheit
F. VANDENBROUCKE



Der Minister der Justiz und der Nordsee
P. VAN TIGCHELT

Die Ministerin der Pensionen, beauftragt mit Personen mit Behinderung
K. LALIEUX

Die Ministerin der Landesverteidigung
L. DEDONDER

Die Ministerin der Entwicklungszusammenarbeit
C. GENNEZ

Die Staatssekretärin für Haushalt
A. BERTRAND

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

